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G e n e h m i g u n g s b e s c h e i d 
 
 

I. 
Auf Antrag vom 19.01.2024 wird der  
 

vR production (DUKTUS) gmbh, 
gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer Friedrich Greiser u.a.,  

Sophienstraße 52-54 
35576 Wetzlar 

  
 

nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Genehmigung erteilt, auf dem  
 
 Grundstück in   35576 Wetzlar,  
 Gemarkung   Wetzlar,  
 Flur   1,  
 Flurstück   201/4, 
 Geb.   20, 
 Rechts- und Hochwert  32463952 / 5601747 
  
 
eine Eisengießerei nach Nr. 3.7.1. des Anhangs 1 der 4. Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) wesentlich zu ändern und zu betreiben. 
 
Diese Genehmigung ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt IV. dieses Bescheides 
aufgeführten Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen und unter den in Abschnitt V. fest-
gesetzten Nebenbestimmungen. 
 
Die vR production (DUKTUS) gmbh betreibt am Standort in 35576 Wetzlar, Sophienst-
raße 52-54, eine „Anlage zur Herstellung von Gussrohren“ als Gesamtanlage, welche 
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sich aus den folgenden Anlagenteilen, Verfahrensschritten und Nebeneinrichtungen zu-
sammensetzt: 

1. Anlagenkern der o.g. Anlage i. S. v. § 1 Abs. 4. i. V. m. Abs. 2 Nr. 1 der 4. BImSchV 
- Eisengießerei mit einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall von 20 Ton-

nen oder mehr je Tag, genehmigungsbedürftig nach § 4 BImSchG i. V. m. 
Nr. 3.7.1 des Anhangs 1 der (4. BImSchV), diese beinhaltet die folgenden An-
lagenteile und dazugehörige Verfahrensschritte: 

o Schmelzen (Kupolofen, Betriebseinheit A001) 
o Metallbehandlung (Konverter, Betriebseinheit A001) 
o Wartung von Dauerformen (Kokillenbearbeitung, Betriebseinheit A006) 
o Herstellung verlorener Formen (Kernfertigung, Betriebseinheit A005) 
o Schleudergießerei (Betriebseinheit A002) 
o Feinbearbeitung (Putzerei, Betriebseinheit A004) 
o Wärmebehandlung (Rohrglühofen, Betriebseinheit A008) 
o Schweißerei 

 
2. Nebeneinrichtungen (selbstständig genehmigungsbedürftig) der o.g. Anlage i. S. 

v. § 1 Abs. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV 
- Anlage zum Aufbringen von metallischen Schutzschichten durch Lichtbogen-

spritzen auf Metalloberflächen (Rohrverzinkung, Betriebseinheit A0002) mit 
einem Durchsatz an Zink oder dessen Legierungen von 2 Kilogramm oder 
mehr je Stunde, genehmigungsbedürftig nach § 4 BImSchG i. V. m. Nr. 3.9.2.2 
des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 

- Anlage zum Aufbringen von metallischen Schutzschichten durch Lichtbogen-
spritzen auf Metalloberflächen (Muffeninnenverzinkung, Betriebseinheit 
A0002) mit einem Durchsatz an Zink oder dessen Legierungen von 2 Kilo-
gramm oder mehr je Stunde, genehmigungsbedürftig nach § 4 BImSchG i. V. 
m. Nr. 3.9.2.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 

- Anlage zur Behandlung von Oberflächen von Erzeugnissen einschließlich der 
dazugehörigen Trocknungsanlagen, insbesondere zum Lackieren (Rohrla-
ckierung, Betriebseinheit A0003) mit einem Verbrauch an organischen Lö-
sungsmitteln von 25 Kilogramm bis weniger 150 Kilogramm je Stunde oder 15 
Tonnen bis weniger als 200 Tonnen je Jahr, genehmigungsbedürftig nach § 4 
BImSchG i. V. m. Nr. 5.1.1.2 des Anhang 1 der 4. BImSchV. 
 

3. Nebeneinrichtungen (nicht selbstständig genehmigungsbedürftig) der o. g. Anlage 
i. S. v. § 1 Abs. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV 
- Rohrinnenbetonierung (Betriebseinheit A0005) 
- Außenbeschichtung (Zementmörtel-Umhüllung, Betriebseinheit A0006) 
- Sonderrohrfertigung 
- Produktläger 
- Resteisenplatz 
- Transportwege 
- Bereitstellungsflächen für Abfälle und Umlaufschrotte 
 

Antragsgegenstand ist der (Fort-)Betrieb der Entstaubungsanlage der Gussputzerei 
(Halle Nord) und damit die Legalisierung dieses bestehenden Anlagenbetriebs inklusive 
der neuen Emissionsquelle Q 2081 (Koordinaten UTM: Rechtswert: 32463955, Hoch-
wert: 5601782) und die Anpassung der Schornsteinhöhen folgender Emissionsquellen 
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auf die jeweils angegebene Höhe, um den Anforderungen der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) 2021 zu entsprechen: 
 Q 11011 45,0 m über Geländeoberkante (GOK) 
 Q 11013  Zusammenführung mit Q11011  

Q 11081 28,4 m über GOK 
Q 2021 40,0 m über GOK 
Q 2022 40,0 m über GOK 
Q 2081 24,4 m über GOK 
Q 22091 24,5 m über GOK 
Q 32130 23,9 m über GOK 
 

Die Kapazität der Eisengießerei von 120.000 t Gusseisen pro Jahr sowie die jeweils ein-
schlägigen Kapazitäten der Nebeneinrichtungen wird nicht erhöht. 
 
Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 
 
 

II. Maßgebliches BVT-Merkblatt 
 
Für die hiermit genehmigte Anlage ist maßgeblich das Merkblatt: 
 

Schmieden und Gießereien 
(SF) 

 
Für Eisengießereianlagen, die der Richtlinie 2010/75/EU (Industrieemissions-Richtlinie 
(IE-RL)) unterliegen, sind ein einschlägiges BVT-Merkblatt (Stand 2024) sowie zugehö-
rige BVT-Schlussfolgerungen vorhanden. Mit Durchführungsbeschluss der Europäischen 
Kommission vom 29.11.2024, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union am 
06.12.2024 (ABl. L 2974 vom 6.12.2024, S. 1) wurden die v. g. BVT-Schlussfolgerungen 
angenommen. Die Umsetzung in nationales Recht ist zum Zeitpunkt der Bescheidertei-
lung noch nicht erfolgt. Bei der Prüfung des Antragsgegenstands wurden die Anforderun-
gen des BVT-Merkblatts grundsätzlich soweit berücksichtigt, wie dies gegenüber der An-
lagenbetreiberin vor dem Hintergrund der noch ausstehenden nationalen Umsetzung ver-
tretbar war. 
 
 

III. Eingeschlossene Entscheidungen 
 
Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet behördlicher Entscheidungen, die nach 
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden (§ 21 Abs. 2 der Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)). 
 
Diese Genehmigung schließt nach § 13 BImSchG andere, die Anlage betreffende be-
hördliche Entscheidungen ein. Hierbei handelt es sich um die 
 

- Baugenehmigung im Sinne von § 74 der Hessischen Bauordnung (HBO) 
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IV. Antragsunterlagen 
 
Grundlage dieser Genehmigung sind folgende Unterlagen:  
 

Kapitel Inhalt Seiten/Pläne 

   
1 Antrag und Genehmigungsbestand  
 Formloses Anschreiben 1 
 Formular 1/0: entfällt 1 
 Formular 1/1: Antrag nach dem Bundes-Immissionsschutz-

gesetz 
6 

 Formular 1/1.1; 1/1.2; 1/1.3: entfällt 1 
 Formular 1/1.4: Ermittlung der Investitionskosten  1 
 Formular 1/2: Genehmigungsbestand der gesamten Anlage 34 
 Begründung von der öffentlichen Bekanntmachung 

und Auslegung des Antrags und der 
Antragsunterlagen abzusehen 

1 

   
2 Inhaltsverzeichnis  
 Gliederung gemäß Anleitung zur Erstellung der Antragsun-

terlagen 
9 

   
3 Kurzbeschreibung  
 Kurzbeschreibung 12 
   
4 Unterlagen, die Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 

enthalten 
 

 entfällt  
   
5 Standort und Umgebung der Anlage  
 Beschreibung 2 
 Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Legende; Maß-

stab 1:2.000 
5 

 Übersicht der Schutzgebiete im Umfeld des Produktions-
standortes Wetzlar 

1 

 Flächennutzungspläne Stadt Wetzlar in der Fassung der 
von der Stadtverordnetenversammlung am 
19.12.2023; Räumliche Einordnung der Vorhabensumset-
zung 

3 

 Lage der Gussputzerei, Entstaubung Gebäude 20 (Halle 
Nord) und Lage der vom Vorhaben betroffenen Kamine 
bzw. Emissionsquellen 

3 

 Werksplan vR production (DUKTUS) gmbh – Standort 
Wetzlar; Maßstab 1:1.000 

2 

   
6 Anlagen- und Verfahrensbeschreibung, Betriebsbe-

schreibung 
 

 Beschreibung 30 
 Formular 6/1: Betriebseinheiten 3 
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 Darstellung genehmigungsbedürftiger Anlage zur Herstel-
lung von Gussrohren in Hinblick auf den Kernbestand und 
Nebeneinrichtungen; Hinweis auf Formular 6/2 

1 

 Formular 6/3: Apparateliste für Geräte, Maschinen, 
Einrichtungen etc. 

1 

   
7 Stoffe, Stoffmengen, Stoffdaten  
 Beschreibung 1 
 Formular 7/1: Art und Jahresmenge der Eingänge 1 
 Formular 7/2: Art und Jahresmenge der Ausgänge 1 
 Formular 7/4: Art und Jahresmenge sonstiger Abfälle 1 
   
8 Luftreinhaltung  
 Beschreibung 1 
 Schornsteinhöhenermittlung 5 
 Blockschaltbilder, Betriebszustände und 

Emissionsquellen (Formular 8/1) 
62 

 Abgasreinigungseinrichtungen (ARE) – Formular 8/2 3 
 Gutachten: Ermittlung der Schornsteinhöhen nach TALuft 

2021 für die vR production (DUKTUS) gmbh vom 
23.09.2025 

252 

 Log-Datei zur Schornsteinberechnung unter Berücksichti-
gung der neuen Positionierung der Entstaubungsanlage Ge-
bäude 20 (Halle Nord) bzw. Q 2081 

8 

 Gutachten: Ausbreitungsrechnung/Immissionsprognose 
(Proj. U25-4-491-Rev00,14.10.2025) 

148 

 Teil 2: Programmdokumentation und Berichte 213 
 Gutachten Übertragbarkeitsprüfung meteorologischer Daten 

gemäß VDI Richtlinie 3783 Blatt 20 für ein Prüfgebiet bei 
Wetzlar (Lahn-Dill-Kreis) 

26 

 Dokumentation eines Wetterdatensatzes zur Verwendung in 
Ausbreitungsrechnungen – Station Gießen/Wettenberg 

15 

 Emissionsquellenplan vR production (DUKTUS) gmbh 
– Standort Wetzlar; Maßstab 1:7.500 

2 

   
9 Abfallvermeidung und Abfallentsorgung  
 Beschreibung und Formular 9/1: Angaben zur schadlosen 

und ordnungsgemäßen Verwertung von Abfällen gem. 
§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG 

1 

   
10 Abwasser  
 Beschreibung 1 
   
11 Abfallentsorgungsanlagen  
 entfällt  
   
12 Abwärmenutzung  
 Beschreibung 1 
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13 Schutz vor Lärm, Erschütterungen und sonstige Immis-
sionen 

 

 Beschreibung 1 
 Lärmgutachten: Untersuchung von Schallimmissionen vom 

16.05.2024 
49 

 Angebot „Schallschutzmaßnahmen“ 6 
 Stellungnahme Neupositionierung der 

Entstaubungsanlage Gebäude 20 (Halle Nord) 
1 

   
14 Anlagensicherheit  
 Beschreibung 1 
 Formular 14/3: Land-Use-Planning (LUP) 2 
   
15 Arbeitsschutz  
 Beschreibung 6 
 Formular 15/1: Arbeitsstättenverordnung 2 
 Formular 15/2: Gefahrstoffverordnung, 

Biostoffverordnung (entfällt) 
1 

 Formular 15/3: Sonstige spezielle Arbeitsschutzvorschriften 1 
 Flucht- und Rettungsplan 1 
   
16 Brandschutz  
 Beschreibung 1 
 Formular 16/1.1: Brandschutz für das Gebäude-/Anlagenteil: 

Gussputzerei Gebäude 20 (Halle Nord) 
1 

 Formular 16/1.2: Brandschutz für das Gebäude-/Anlagenteil: 
Gussputzerei Gebäude 20 (Halle Nord) 

3 

 Brandschutzkonzept 16-002-E Be vom 03.05.2018 96 
   
17 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
 Beschreibung 3 
   
18 Bauantrag  
 Bauantrag 2 
 Unterlagen zum Bauantrag 2 
 Bescheinigung zur Bauvorlageberechtigung 1 
 Lageplan Grundriss; Maßstab 1:1.000 1 
 Entwurfspläne Ansicht – Schornsteine; Maßstab 1:100 7 
 Liegenschaftsplan 2 
 Kartenauszug Wetzlar, Maßstab .1:2.000 1 
 Karte Hessen; Maßstab 1:25.000 1 
 Statistik der Baugenehmigungen 2 
 Statistik der Baufertigstellungen 1 
   
19 Unterlagen für sonstige Konzessionen  
 Beschreibung 1 
 Anpassung der Zuteilung von Emissionsberechtigungen für 

den Zuteilungszeitraum 2021-2025; weitere Beschreibung 
6 
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20 Unterlagen zur Umweltverträglichkeitsprüfung  
 Beschreibung 1 
 Formular 20/1: Feststellung der UVP-Pflicht 4 
 Formular 20/2: Kriterien für die Vorprüfung im Rahmen einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 3 UVPG 
16 

   
21 Maßnahmen nach Betriebseinstellung  
 Beschreibung 1 
   
22 Bericht über den Ausgangszustandsbericht  
 Beschreibung 1 
 Konzept zum Ausgangszustandsbericht für Boden und 

Grundwasser (AZB) mit Anlagen 
46 

 
 

V. Nebenbestimmungen gemäß § 12 BImSchG 
 
1. Allgemeine Anforderungen 
 
1.1 Die Urschrift oder eine Kopie des Bescheides sowie die dazugehörenden o. a. 

Unterlagen sind digital oder in Papierform am Standort der Anlage aufzubewahren 
und den im Auftrag der Genehmigungs- oder Überwachungsbehörden tätigen Per-
sonen auf Verlangen vorzulegen. 

 
1.2 Die Nebenbestimmungen früher erteilter Genehmigungen/Erlaubnisse gelten fort, 

soweit im Nachfolgenden keine Änderungen oder weitergehenden Maßnahmen 
gefordert werden. 

 
1.3 Ergeben sich Widersprüche zwischen dem Inhalt der Antragsunterlagen und den 

Inhalts- und Nebenbestimmungen, so gelten die mit den Inhalts- und Nebenbe-
stimmungen dieses Bescheides getroffenen Festsetzungen. 

 
1.4 Der jeweilige Baubeginn an den einzelnen Schornsteinen ist dem Regierungsprä-

sidiums Gießen, Dezernat 43.2 Immissionsschutz (Überwachungsbehörde) zwei 
Wochen vor Baubeginn mitzuteilen. 

 
1.5 Die vollständige Fertigstellung der Errichtung der Anlage (inklusive zugehöriger 

Nebeneinrichtungen) ist dem Regierungspräsidiums Gießen, Dezernat 43.2 Im-
missionsschutz (Überwachungsbehörde) unverzüglich mitzuteilen. 

 
1.6 Der Termin zur planmäßigen Inbetriebnahme der Anlage nach Fertigstellung der 

vollständigen Errichtung ist der Überwachungsbehörde (Regierungspräsidiums 
Gießen, Dezernat 43.2) mindestens eine Woche vor dem geplanten Beginn mitzu-
teilen. 

 
1.7 Die Betriebszeiten der Anlage sowie die Schmelzleistung sind zu dokumentieren. 

Die Aufzeichnungen sind der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 
 



___________________________________________________________________________________________________
____ Genehmigungsbescheid vom 14.04.2026; GZ.: 1060-43.2-53-a-2000-01-00020#2024-00001 Seite 8 von 42 

1.8 Jede relevante Störung, die sich auf die Schutzgüter des BImSchG oder auf die 
Einhaltung der Schutz- und Vorsorgeanforderungen auswirken kann, ist der Über-
wachungsbehörde (Regierungspräsidiums Gießen, Dezernat 43.2) unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
1.9 Das Auftreten ungewöhnlicher Ereignisse, welche sich auf das Emissionsverhal-

ten der Anlage auswirken können, ist in einem Betriebstagebuch zu dokumentie-
ren. Das Betriebstagebuch ist der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzule-
gen. 

 
1.10 Während des Betriebs der Anlage muss ständig eine verantwortliche und mit den 

Betriebseinheiten vertraute Aufsichtsperson anwesend oder unverzüglich erreich-
bar sein (z. B. durch Rufbereitschaft). 

 
1.11 Es ist eine Betriebsanweisung zu erstellen, in der enthalten sein müssen: 

- Sicherheitsmaßnahmen für den Betrieb und die Wartung der Anlagenbestand-
teile  

- Maßnahmen bei Ausfall der Abluftreinigungsanlagen oder Teilen der Abluftrei-
nigungsanlagen  

- Verhalten bei außergewöhnlichen Vorkommnissen und Betriebsstörungen  
- Beseitigung von Störungen  
- Wesentliche, das Emissionsverhalten der Schmelzaggregate kennzeichnende 

Soll-Werte  
- Maßnahmen bei Abweichungen von diesen Soll-Werten  
- Maßnahmen und Verhalten beim An- und Abfahren der Anlage 

 
1.12 Arbeitnehmer, die an oder im Bereich der Schmelzaggregate beschäftigt sind, sind 

vor Aufnahme ihrer Tätigkeit entsprechend den Betriebsanweisungen zu belehren. 
Hierbei sind dem Bedienungspersonal die im Genehmigungsbescheid enthaltenen 
Regelungen für den Betrieb der jeweiligen Anlage bekannt zu geben. Über die 
Belehrungen sind Niederschriften anzufertigen, die von den Beteiligten zu unter-
zeichnen sind.  

 
1.13 Die Belehrungen nach Nr. 1.12 sind regelmäßig, mindestens jährlich zu wiederho-

len. 
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2. Ausgangszustandsbericht (AZB) 
 
2.1. Auflagenvorbehalt 

Die Festlegung von Anforderungen an die Überwachung von Boden und Grund-
wasser hinsichtlich der in der Anlage verwendeten, erzeugten oder freigesetzten 
relevanten gefährlichen Stoffe, einschließlich der Zeiträume, in der diese Über-
wachung stattzufinden hat, bleibt vorbehalten. Diesbezügliche Festlegungen wer-
den durch das Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, in Abhängigkeit vom 
Ergebnis der Prüfung des Ausgangszustandsberichts getroffen. 
 

2.2. Sollten sich im Rahmen der behördlichen Prüfung des Konzeptes zur Erstellung 
des Ausgangszustandsberichts Nachforderungen seitens der Behörde ergeben, 
so hat die Betreiberin diese binnen eines Monats der zuständigen Behörde 
vorzulegen. Diese Frist gilt auch jeweils dann, wenn aufgrund von 
Nachtragsunterlagen weitere Nachforderungen seitens der Behörde gefordert 
werden. Zur Umsetzung zeitaufwendiger Nachforderungen (z.B. weitere 
Erkundungsmaßnahmen) wird die Frist durch die Behörde entsprechend 
angepasst. 
 

2.3. Der Bericht über den Ausgangszustand ist bis zum 31.12.2027 vorzulegen. 
 

2.4. Sollten sich im Rahmen der behördlichen Prüfung des Berichts über den 
Ausgangszustand Nachforderungen seitens der Behörde ergeben, so hat die 
Betreiberin diese binnen eines Monats der zuständigen Behörde vorzulegen. 
Diese Frist gilt auch jeweils dann, wenn aufgrund von Nachtragsunterlagen 
weitere Nachforderungen seitens der Behörde gefordert werden. 

 
2.5. Bei geplanten Maßnahmen zur Entsiegelung des Bodens sowie bei Erd-

/Bodeneingriffen (z.B. Ausheben der Baugrube oder Gründung) im Bereich der 
IE-Anlage, ist vorab mit dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, 
abzustimmen, ob Bodenuntersuchungen ergänzend zum vorgelegten AZB-
Konzept erforderlich bzw. verhältnismäßig sind und welche Parameter zu 
untersuchen sind. Die Durchführung der Bodenproben sowie der Umfang der 
Analytik ist jeweils mit dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, 
abzustimmen. 

 
Rückführungspflicht für IE-Anlagen 
2.6. Bei Betriebsstillegung ist ein quantitativer Vergleich von Boden und Grundwasser 

im Ausgangszustand mit dem Zustand zum Zeitpunkt der Betriebsstillegung 
durchzuführen. Dafür ist ein Bericht über den Zustand von Boden und 
Grundwasser mit den Unterlagen zur Betriebseinstellung (UzB) gemäß der 
insoweit maßgeblichen „Arbeitshilfe zur Rückführungspflicht“ vom 09.03.2017 
bzw. in der dann gültigen Fassung vorzulegen (§ 15 Abs. 3 S. 2 BImSchG). 

2.7. Nach der Anzeige zur Stilllegung nach § 15 Abs. 3 BImSchG ist dem 
Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, ein auf den 
Ausgangszustandsbericht abgestimmtes Untersuchungskonzept vorzulegen. 

2.8. Die Erstellung dieses Untersuchungskonzepts ist bis drei Monate nach 
Stilllegungsanzeige in Auftrag zu geben. 
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2.9. Auf der Basis des Untersuchungskonzeptes ist unverzüglich ein Bericht zu Boden 
und Grundwasser zu erstellen, in dem insbesondere folgende Punkte 
abzuarbeiten sind: 
 
a) welche Parameter eine erhebliche Verschlechterung gegenüber dem 

Ausgangzustand aufweisen, 
b) welche Flächen in den Ausgangszustand zurückgeführt werden müssten, 
c) Bewertung der ermittelten Ergebnisse, 
d) ausführliche Begründung, falls aus Verhältnismäßigkeitsgründen eine 

Rückführung für bestimmte Parameter oder Flächen nicht vorgesehen wird. 
 

Der Bericht ist dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, zur 
Abstimmung der weiteren Vorgehensweise vorzulegen. 
 

2.10. Im Falle erheblicher Verschmutzung ist anhand des Berichtes zu Boden und 
Grundwasser ein IED-Rückführungskonzept zu entwickeln, das u. a. folgende 
Punkte berücksichtigt: 
 
a) vorgesehene Rückführungsverfahren, 
b) vorgesehener Zeitraum für die Rückführung, 
c) wie die erfolgreiche Rückführung nachgewiesen wird, 
d) welche der vorgesehenen Maßnahmen als Geschäfts- oder 

Betriebsgeheimnisse angesehen werden. 
 

Dieses Rückführungskonzept ist zur Abstimmung der Rückführungsmaßnahmen 
dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, vorzulegen. 
Ohne Zustimmung des Regierungspräsidiums Gießen darf nicht mit Rück-
führungsarbeiten begonnen werden. 
 

2.11. Das Untersuchungskonzept, die Untersuchung, der Bericht zu Boden und 
Grundwasser sowie das IED-Rückführungskonzept sind durch entsprechend 
qualifiziertes Personal zu erstellen. Die Sach- und Fachkunde ist zu 
dokumentieren. 

 
Erforderliche Unterlagen zur Betriebseinstellung (UzB) 
2.12. Die UzB müssen darstellen, welche und in welchem Ausmaß 

Verschmutzungen des Anlagengrundstücks durch relevante gefährliche Stoffe 
(rgS) im Vergleich zu dem im AZB beschriebenen Zustand vorliegen. 

2.13. Weiterhin ist zu erläutern, ob und welche Rückführungsmaßnahmen 
notwendig und beabsichtigt sind und welcher zeitliche Ablauf für die Durchführung 
der Rückführungsmaßnahmen vorgesehen ist, wie der Rückführungserfolg 
nachgewiesen wird und wann die Maßnahmen abgeschlossen sein sollen. 

2.14. Die Vergleichbarkeit der Messmethoden und der Ergebnisse im Zeitpunkt 
der Betriebsstilllegung ist mit denen im Zeitpunkt der Ermittlung des 
Ausgangszustands im AZB zu gewährleisten. 

2.15. Vorhandene Erkenntnisse aus der betreibereigenen sowie aus der 
behördlichen Überwachung während des Anlagenbetriebs sind, sofern geeignet, 
bei der Erstellung der UzB heranzuziehen. 
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Fortschreibung des AZB 
2.16. Die Prüfung der in der Anlage vorhandenen Stoffe auf ihre Relevanz für den 

Ausgangszustandsbericht erfolgt eigenverantwortlich durch den Betreiber. Der 
AZB ist über den gesamten Anlagenbetrieb jeweils bezüglich zukünftiger 
(BImSchG-anzeige- und genehmigungspflichtiger) zusätzlich genutzter Bo-
denflächen zu ergänzen, bezüglich zukünftig zusätzlichen Einsatzspektrums 
(relevanter gefährlicher Stoffe) zu erweitern bzw. bezüglich fortschreitender 
Standardanalytik (aller relevanten gefährlichen Stoffe) nach dem jeweiligen Stand 
der Analytik fortzuschreiben. Das Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4 ist 
über Änderungen zu informieren. 

 
3. Luftreinhaltung 
 
3.1 Ableitbedingungen 
 
3.1.1 Die von der Änderungsgenehmigung betroffenen Emissionsquellen (EQ) der An-

lage werden wie folgt bezeichnet: 

EQ Herkunft der Abgase 

Q 11011 Kupolofen nach Entstaubung und thermischer Nachverbrennung  

Q 11011* Kupolofen und Rohrglühofen (Haltezone) nach Abhitzekessel 

Q 11014 Kupolofen Notkamin Reingas 

Q 11081 Entstaubung Zentrale Schmelzanlage, Konverter und Gießmaschi-
nen 

Q2021 Rohrglühofen, Haltezone 

Q2022 Rohrglühofen, Aufheitzzone 

Q 2081 Entstaubung Halle Nord 

Q 22091 Entstaubung Verzinkung, Putzstraße 1 und 3 

Q 32130 Rohrlackierung nach thermischer Nachverbrennung 

 
3.1.2 Die im Tenor bestimmte Bauhöhe der Schornsteine darf durch die tatsächliche 

Bauhöhe um maximal 10% überschritten werden. 
 
3.1.3 Die im Tenor genannten Schornsteine sind ohne jegliche Aufsätze oder Abdeckun-

gen auszuführen. 
 
3.1.4 Die im Tenor festgesetzten Schornsteinhöhen sind bis zu den folgenden Zeitpunk-

ten zu realisieren: 
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3.2 Abgasreinigungseinrichtungen 
 
3.2.1 Abgasreinigungseinrichtungen sind mindestens den Herstellerangaben entspre-

chend zu betreiben, zu warten und zu überwachen. Über den Ausfall, über Störun-
gen, Wartungsdienste sowie Reparaturen an Abgasreinigungseinrichtungen ist 
Buch zu führen (Dauer, Beginn, Ende). Die Aufzeichnungen sind mindestens drei 
Jahre aufzubewahren.  

 
3.2.2 Nicht vermeidbare Abgase, die während der Produktionsprozesse anfallen, sind 

an ihrer Entstehungsstelle zu erfassen und den jeweiligen Abgasreinigungseinrich-
tungen zuzuführen.  

 
3.2.3 Produktionsprozesse, bei denen luftfremde Stoffe emittiert werden, dürfen nicht 

ohne die zugehörigen und betriebsbereiten Abgasreinigungseinrichtungen begon-
nen werden. Bei Ausfall einer Abgasreinigungseinrichtung während des Betriebes 
sind die zugehörigen Produktionsprozesse so schnell wie möglich zu beenden 
oder zu unterbrechen. Die Beschäftigten sind entsprechend anzuweisen. 

 
3.2.4 Störungen an Abgasreinigungseinrichtungen sind dem Anlagenpersonal durch ge-

eignete akustische und optische Signalgeber mitzuteilen.  
 
3.2.5  Die Ableitung des anfallenden Abgases über die Emissionsquelle Q 11014 (Kupo-

lofen Notkamin Reingas) und damit ohne thermische Nachverbrennung ist aus-
schließlich während des An- und Abfahrbetriebes des Kupolofens und aus Sicher-
heitsgründen zulässig.   

 
3.2.6 Abgasreinigungseinrichtungen im Sinne der vorstehenden Regelungen sind ins-

besondere: 
- Entstaubung (Filteranlagen, mechanische Abscheider, Nassabscheider o. ä.) 
- thermische Nachverbrennung 
 

  

EQ Benennung Umsetzung bis 

Q 11011 Kamin Kupolofen nach Entstaubung und TNV  30.09.2029 

Q 11081 Kamin Entstaubung Konverter 31.12.2026 

Q 2021 Kamin Rohrglühofen, Haltezone 31.12.2028 

Q 2022 Kamin Rohrglühofen, Haltezone 30.09.2028 

Q 2081 Ausblasstutzen Entstaubung Halle Nord 30.09.2026 

Q 22091 Kamin Entstaubung Verzinkung, Putzstraße 1 
und 3 

30.09.2027 

Q 32130 Kamin Abluftreinigung Rohrlackierung 30.12.2027 
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3.3 Emissionsbegrenzungen 
 

3.3.1 Die Emissionsbegrenzungen beziehen sich auf das Volumen des Abgases im 
Normzustand (273,15 K, 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasser-
dampf. 

3.3.2 Luftmengen, die einer Einrichtung der Anlagen zugeführt werden, um das Abgas 
zu verdünnen oder zu kühlen, bleiben bei der Bestimmung der folgenden festge-
setzten Massenkonzentrationen unberücksichtigt. 

3.3.3 Für die Emissionsquelle Q 11011 (Kupolofen nach Entstaubung und thermischer 
Nachverbrennung) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgesetzt: 
Gesamtstaub 
Im Abgas enthaltene staubförmige Emissionen, inklusive 
Feinstaub         20  mg/m³ 
 

 
 Staubförmige anorganische Stoffe 

Klasse I 
 - Quecksilber und seine Verbindungen, angegeben als Hg 

- Thallium und seine Verbindungen, angegeben als Tl jeweils  0,01 mg/m³ 
 
Klasse II 
- Blei und seine Verbindungen, angegeben als Pb    

 - Selen und seine Verbindungen, angegeben als Se   
 - Tellur und seine Verbindungen, angegeben als Te jeweils  0,5 mg/m³ 
 - Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni:        0,2 mg/m³ 
 

Klasse III 
- Antimon und seine Verbindungen, angegeben als Sb 
- Chrom und seine Verbindungen, angegeben als Cr 
- Fluoride leicht löslich, angegeben als F 
- Kupfer und seine Verbindungen, angegeben als Cu 
- Mangan und seine Verbindungen, angegeben als Mn 
- Vanadium und seine Verbindungen, angegeben als V 
- Zinn und seine Verbindungen, angegeben als Sn jeweils  1 mg/m³ 
 
Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen beim Zusammentref-
fen nachfolgender Klassen insgesamt im Abgas die folgenden Emissionsbegren-
zungen nicht überschritten werden: 
Klasse I und II        0,2 mg/m³ 
Klasse I und III, Klasse II und III oder Klasse I bis III   1 mg/m³  
 
Gasförmige anorganische Stoffe 
Klasse IV 

 Schwefeloxide (Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid), 
angegeben als Schwefeldioxid      270 mg/m³ 

 Stickstoffoxide (Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid),  
angegeben als Stickstoffdioxid      0,10 g/m³ 
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Karzinogene Stoffe 
Klasse I 
- Arsen und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

 angegeben als As 
- Beryllium 
- Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 
- Chrom(VI)verbindungen, außer Bariumchromat und  

 Bleichromat, angegeben als Cr jeweils     0,05 mg/m³ 
Benzo(a)pyren        0,012 mg/m³ 
Klasse II 
Nickel und seine Verbindungen, außer Nickelmetall, 

 Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, angegeben als Ni  0,2  mg/m³ 
 
Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen beim Zusammentreffen 
nachfolgender Klassen insgesamt im Abgas die folgenden Emissionsbegrenzun-
gen nicht überschritten werden: 
Klasse I und II        0,2 mg/m³ 
 
Anlagen der Nummern 3.7 und 3.8, Gießereien 
Kohlenmonoxid        0,15  g/m³ 
Organische Stoffe, ausgenommen staubförmige organische 

 Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff    10 mg/m³ 
 

3.3.4 Für die Emissionsquelle Q 11081 (Entstaubung Zentrale Schmelzanlage, Kon-
verter und Gießmaschinen) werden folgende Emissionsbegrenzungen festge-
setzt: 
 Gesamtstaub 
Im Abgas enthaltene staubförmige Emissionen, inklusive 
Feinstaub         10  mg/m³ 
 
 Staubförmige anorganische Stoffe 
Klasse I 

 - Quecksilber und seine Verbindungen, angegeben als Hg 
- Thallium und seine Verbindungen, angegeben als Tl jeweils  0,01 mg/m³ 
 
Klasse II 
- Blei und seine Verbindungen, angegeben als Pb 

 - Selen und seine Verbindungen, angegeben als Se 
 - Tellur und seine Verbindungen, angegeben als Te jeweils  0,5 mg/m³ 
 Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni:        0,2 mg/m³ 
 

Klasse III 
- Antimon und seine Verbindungen, angegeben als Sb 
- Chrom und seine Verbindungen, angegeben als Cr 
- Fluoride leicht löslich, angegeben als F 
- Kupfer und seine Verbindungen, angegeben als Cu 
- Mangan und seine Verbindungen, angegeben als Mn 
- Vanadium und seine Verbindungen, angegeben als V 
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- Zinn und seine Verbindungen, angegeben als Sn jeweils  1 mg/m³ 
  

Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen beim Zusammentreffen 
nachfolgender Klassen insgesamt im Abgas die folgenden Emissionsbegrenzun-
gen nicht überschritten werden: 
Klasse I und II        0,2 mg/m³ 
Klasse I und III, Klasse II und III oder Klasse I bis III   1 mg/m³  

 
Karzinogene Stoffe 
Klasse I 
- Arsen und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

 angegeben als As 
- Beryllium 
- Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 
- Chrom(VI)verbindungen, außer Bariumchromat und  

 Bleichromat, angegeben als Cr jeweils     0,05 mg/m³ 
Benzo(a)pyren        0,012 mg/m³ 

 
Klasse II 
Nickel und seine Verbindungen, außer Nickelmetall, 

 Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, angegeben als Ni  0,2 mg/m³ 
 
Beim Vorhandensein von Stoffen mehrerer Klassen dürfen beim Zusammentreffen 
nachfolgender Klassen insgesamt im Abgas die folgenden Emissionsbegrenzun-
gen nicht überschritten werden: 
Klasse I und II        0,2 mg/m³ 

 
3.3.5 Für die Emissionsquelle Q 2081 (Entstaubung Halle Nord) werden folgende Emis-

sionsbegrenzungen festgesetzt: 
 Gesamtstaub 
Im Abgas enthaltene staubförmige Emissionen, inklusive 
Feinstaub         10  mg/m³ 

 
3.3.6 Für die Emissionsquelle Q 22091 (Entstaubung Verzinkung, Putzstraße 1 und 3) 

 Gesamtstaub 
Im Abgas enthaltene staubförmige Emissionen, 
inklusive Feinstaub        10  mg/m³ 

 
 Staubförmige anorganische Stoffe 
Klasse II 
Blei und seine Verbindungen, angegeben als Pb   0,5 mg/m³ 

 
 Karzinogene Stoffe 

Klasse I 
Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd  0,02  mg/m³ 
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3.4 Emissionsmessungen 
 
3.4.1 Zur Feststellung, ob die Emissionsbegrenzungen an der Emissionsquelle Q 2081 

unter Nebenbestimmung 3.3.5 eingehalten werden, sind frühestens drei Monate 
und spätestens sechs Monate nach Umsetzung der hiermit genehmigten Änderun-
gen Messungen durchführen zu lassen. 

 
3.4.2 Parallel zur Messung sind die zur Auswertung und Beurteilung der Emissionswerte 

erforderlichen Betriebsparameter wie Temperatur, Abgastemperatur, Volumen-
strom und Feuchtgehalt des Abgases sowie der Sauerstoffgehalt messtechnisch 
zu ermitteln und fortlaufend aufzuzeichnen. 

 
3.4.3 Die Messung ist bei ungestörter Betriebsweise im Zustand der höchsten Emissio-

nen durchzuführen. 
Die Einhaltung der im Genehmigungsbescheid festgelegten Emissionsgrenzwerte 
ist sicher gewährleistet, wenn das Ergebnis jeder Einzelmessung zuzüglich der 
Messunsicherheit die festgelegte Emissionsbegrenzung nicht überschreitet. 

 
3.4.4 Die Messung gemäß den Nebenbestimmungen 3.4.1 bis 3.4.3 ist jeweils im Ab-

stand von drei Jahren zu wiederholen.  
 
3.4.5 Zur Durchführung von Emissionsmessungen sind die erforderlichen Messplätze 

und Messstrecken vorzusehen. Deren Beschaffenheit muss repräsentative, mess-
technisch einwandfreie und gefahrlose Emissionsmessungen gewährleisten. Sie 
sollen den Vorgaben der Richtlinie DIN EN 15129 entsprechen.  
Die Messplätze müssen dafür u.a. ausreichend groß, tragfähig, witterungsge-
schützt, gefahrlos und leicht begehbar eingerichtet sein. Notwendige Versorgungs-
leitungen sind zu verlegen. 
Die Lage der Messplätze und Messstrecken sowie die Ausbildung der Messplätze 
ist rechtzeitig, ggf. unter Vorlage von Zeichnungen, mit der beauftragten Mess-
stelle abzustimmen. Hierüber ist die zuständige Überwachungsbehörde in Kennt-
nis zu setzen. 
 

3.4.6 Die Messung ist von einer nach § 29b BImSchG für das Land Hessen 
 bekanntgegebenen Stelle durchführen zu lassen.  
 
3.4.7 Der Messstelle sind sämtliche für die ordnungsgemäße Feststellung der Emissio-

nen notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
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3.4.8 Vor Beginn der Durchführung von Emissionsmessungen ist von der beauftragten 
Messstelle ein detaillierter Messplan zu erstellen, welcher den Vorgaben der DIN 
EN 15259 entspricht. Die Messtelle ist zu veranlassen, den Messplan inklusive 
Messtermin rechtzeitig, mindestens aber vierzehn Tage vor Messbeginn, dem 
Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) sowie der 
zuständigen Überwachungsbehörde vorzulegen.  

 
3.4.9 Die Ergebnisse der Emissionsmessung sind unverzüglich in einem Messbericht 

 zusammenzustellen, der dem entsprechenden Anhang der Richtlinie VDI 4220 
 entspricht. Der Betreiber hat die Messtelle zu verpflichten, bei der Erstellung den 
vom HLNUG zur Verfügung gestellten Mustermessbericht zu verwenden. 

 
3.4.10 Der gemäß Nebenbestimmung 3.4.9 zu erstellende Messbericht ist innerhalb von 

zwölf Wochen nach der Messung sowohl dem HLNUG, als auch der zuständigen 
Überwachungsbehörde vorzulegen.  
 

Kontinuierliche Messungen 
3.4.11 Die Emissionsquelle Q 11011 (Kupolofen nach Entstaubung und thermischer 

Nachverbrennung) der Anlage ist mit einer geeigneten Messeinrichtung auszurüs-
ten, welche die 

 - Massenkonzentration der staubförmigen Emissionen sowie 
- die Massenkonzentration an Kohlenmonoxid 
kontinuierlich ermittelt. 
 

3.4.12 Die Emissionsquelle Q 11081 (Entstaubung Zentrale Schmelzanlage, Konverter 
und Gießmaschinen) der Anlage ist mit einer geeigneten Messeinrichtung auszu-
rüsten, welche die Massenkonzentration der staubförmigen Emissionen kontinu-
ierlich ermittelt. 

 
3.4.13 Die Anlage ist mit Mess- und Auswerteeinrichtungen auszurüsten, die die zur Aus-

wertung und Beurteilung der kontinuierlichen Messungen erforderlichen Betriebs-
parameter kontinuierlich ermitteln. Dazu gehören zum Beispiel: 

 - Abgastemperatur und -volumenstrom, 
 - Feuchtegehalt, 
 - Druck und 
 - Sauerstoffgehalt 
 
3.4.14 Für die kontinuierlichen Messungen sind eignungsgeprüfte Mess- und Auswer-

teeinrichtungen nach DIN EN 15267 einzusetzen. Die in den Eignungsbekannt-
gabebescheiden der eingesetzten kontinuierlichen Messgeräte genannten Anfor-
derungen sind zu beachten.  
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3.4.15 Über den ordnungsgemäßen Einbau der Mess- und Auswerteeinrichtungen zur 
kontinuierlichen Überwachung ist eine Bescheinigung einer von der zuständigen 
obersten Landesbehörde für Kalibrierungen nach § 29b BImSchG bekannt gege-
benen Stelle zu erbringen und der Überwachungsbehörde sowie dem HLNUG vor 
Inbetriebnahme vorzulegen.  

 
3.4.16 Die durch kontinuierliche Messung gewonnenen Messdaten sind entsprechend 

Nr. 5.3.3.5 TA Luft auszuwerten. Die Auswertung der kontinuierlichen Messung ist 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres der zuständi-
gen Überwachungsbehörde vorzulegen. Die Messergebnisse einschließlich der 
Aufzeichnungen der Messgeräte sind fünf Jahre aufzubewahren. 

 
3.4.17 Die Anlage entspricht den Anforderungen, wenn die unter Nebenbestimmung 3.3 

festgesetzten Emissionsbegrenzungen für staubförmige Emissionen und Kohlen-
monoxid an der Emissionsquelle Q 11011 sowie staubförmige Emissionen an der 
Emissionsquelle Q 11081 nicht überschritten werden. 

 
3.4.18 Überschreitungen der unter Nebenbestimmung 3.4.17 beschriebenen Emissions-

begrenzungen sind gesondert auszuweisen und der zuständigen Überwachungs-
behörde unverzüglich mitzuteilen. 

 
3.4.19 Die Messeinrichtungen, die zur kontinuierlichen Feststellung der Emissionen ein-

gesetzt werden, sind durch eine von der zuständigen obersten Landesbehörde 
nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Stelle regelmäßig (mindestens jährlich) 
einer Funktionsprüfung und einer Kalibrierung (mindestens alle drei Jahre) zu un-
terziehen. 

 
3.4.20 Bei der Funktionsprüfung und Kalibrierung der Messeinrichtungen sind die Vorga-

ben der DIN EN 14181 und der VDI Richtlinie 3950 zu beachten und umzusetzen. 
Die Funktionsprüfung hat einen Nachweis über die einwandfreie Beschaffenheit 
und Funktion sowie über die Einhaltung der gerätespezifischen Toleranzen der 
Einrichtungen zu erbringen. Die Funktionsprüfung umfasst die gesamte Messein-
richtung, Probenentnahme, Gasaufbereitung, Messumformer mit Hilfseinrichtun-
gen, Anzeige- und Registriereinrichtungen sowie die Emissionsdatenerfassungs-
einrichtungen. Die jeweils vom Gerätehersteller in den Bedienungs- bzw. Ge-
brauchsanleitungen angegebenen Einstellarbeiten und Funktionsprüfungen sind 
erst nach einer den Ist-Zustand erfassenden Vorprüfung vorzunehmen. Bei der 
Funktionsprüfung zu verwendende Prüfstandards (Filter, Prüfgase etc.) sind in den 
Prüfvorgang einzubeziehen. 

 

3.4.21 Über die Funktionsprüfungen und Kalibrierungen nach Nebenbestimmung 3.4.19 
dieses Bescheides ist ein Bericht zu erstellen und der Überwachungsbehörde in-
nerhalb von zwölf Wochen nach erfolgter Kalibrierung bzw. Funktionsprüfung vor-
zulegen.  

  



___________________________________________________________________________________________________
____ Genehmigungsbescheid vom 14.04.2026; GZ.: 1060-43.2-53-a-2000-01-00020#2024-00001 Seite 19 von 42 

3.4.22 Die Kalibrierung der Einrichtungen zur Emissionsüberwachung ist bei wesentli-
chen Änderungen von Teilen der Messeinrichtungen oder der Betriebsweise der 
Anlage, im Übrigen im Abstand von drei Jahren von einer von der zuständigen 
Landesbehörde für Kalibrierungen nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen 
Stelle zu wiederholen.  

 
3.4.23 Die Messeinrichtung ist regelmäßig gemäß den Vorgaben des Herstellers zu war-

ten und instandzuhalten. 
 

3.5 Energie 
 
 Die durch die thermische Nachverbrennung am Kupolofen anfallende Wärme ist 

nach dem Stand der Technik in den Prozess zurückzuführen. Dabei sind die Mög-
lichkeiten zur Effizienzsteigerung der Wärmerückführung auszuschöpfen. 

 
4. Schall 
 

4.1 Lärmschutz 
 
4.1.1 Schutz vor Lärm während der Anlagenerrichtung 

a) Geräuschintensive Tätigkeiten während der Bauphase sind auf die Zeit werk-
tags von 7-20 Uhr zu beschränken. 
b) Es sind nur Maschinen einzusetzen, die sich in einem technisch ordnungsge-
mäßen Zustand befinden. 

 
4.1.2  Die gutachterlich vorgegebenen maximalen Schallleistungspegel der nachfolgend 

aufgeführten Aggregate und Anlagenteile dürfen nicht überschritten werden:  
 

Geräuschquelle Schallleistungspegel 

Nr. Bezeichnung LWA in dB(A)  

1 Entstaubung Putzerei Kanalabstrahlung  86,3 

2 Entstaubung Putzerei Ventilator 84,0 

3 Entstaubung Putzerei Abluftkamin 82,9 

 

4.2 Emissionsmessungen 
 
4.2.1  Frühestens drei und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der Anlage 

muss durch Überwachungsmessungen einer nach § 29b BImSchG von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde bekanntgegebenen Stelle festgestellt werden, 
ob die in der Ziffer 2 der Ergänzung (Bericht Nr. 12186/22299/555041357-B01) 
zum schalltechnischen Gutachten der Dekra Automobil GmbH vom 12.09.2024 
angegebenen Geräuschemissionswerte eingehalten werden. Dabei ist der Schall-
leistungspegel nach einem der in Nummer A.2.2 der TA Lärm genannten Mess-
verfahren der Genauigkeitsklasse 2 oder 1 zu bestimmen, wie sie in DIN 45635-1, 
in der Normenreihe ISO 3740 bis ISO 3747 (für Maschinen) oder in ISO 8297 (für 
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Industrieanlagen) beschrieben sind. Der Nachweis kann auch im Zusammenhang 
mit der Abnahme der Aggregate durch den Lieferanten erfolgen.  

 
4.2.2 Die Messplanung und das gewählte Messverfahren für die Ermittlung der Schall-

leistungen ist mit der Überwachungsbehörde, Regierungspräsidium Gießen, De-
zernat 43.2 spätestens zwei Wochen vor Messbeginn abzustimmen.  

 
4.2.3  Der Messzeitpunkt ist der Überwachungsbehörde, Regierungspräsidium Gießen, 

Dezernat 43.2 zwei Wochen vor Durchführung der Messungen mitzuteilen. 
 
4.2.4 Die Messstelle ist zu beauftragen, jeweils einen Messbericht zu erstellen, in dem 

die Geräuschemissionsmessungen enthalten sein müssen. Der Bericht muss sinn-
gemäß den Maßgaben unter A.3.5 des Anhangs zur TA Lärm entsprechen.  

 
4.2.5 Die Messstelle ist zu beauftragen, den Messbericht unverzüglich, spätestens zwölf 

Wochen nach Durchführung der Messung, dem Regierungspräsidium Gießen, De-
zernat 43.2 direkt vorzulegen. 

 
5. Geruch 
 
 Die Verbrennungstemperatur der thermischen Nachverbrennung (Q 11011) muss 

mindestens 800 °C betragen. 
 
6. Bauordnung 
 

6.1. Der Nachweis der Standsicherheit einschließlich Feuerwiderstandsdauer 
tragender Bauteile ist von einem Prüfsachverständigen für Standsicherheit im 
Sinne einer Rechtsverordnung nach § 89 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Hessische 
Bauordnung (HBO) zu bescheinigen.  
 

6.2. Die bautechnischen Nachweise und die Prüfstatik sind vor Baubeginn der 
Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 

 
6.3. Der Ausführungsbeginn ist mindestens eine Woche vorher der 

Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen. 
 
7. Arbeitsschutz 
 

7.1. Für die geplanten Änderungen des Anlagenbetriebs ist die bestehende 
Gefährdungsbeurteilung entsprechend zu ändern und zu ergänzen. Besonderes 
Augenmerk ist dabei auf mögliche Gefährdungen durch Staub und Lärm zu 
richten. Zu berücksichtigen sind neben dem Normalbetrieb auch Wartung, 
Reinigung und Störungsbeseitigungen. Die Gefährdungen sind tätigkeitsbezogen 
zu ermitteln, zu beurteilen, daraus resultierend geeignete Schutzmaßnahmen zu 
treffen, deren Wirksamkeit zu kontrollieren und entsprechend zu dokumentieren. 
Die Einhaltung bestehender Arbeitsplatzgrenzwerte (AGW) und des allgemeinen 
Staubgrenzwertes ist sicherzustellen und zu dokumentieren. Die 
Gefährdungsbeurteilung ist dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 25.3 
Arbeitsschutz Hadamar auf Verlangen vorzulegen. 
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7.2. Es sind Betriebsanweisungen zu erstellen, in der die Sicherheitsmaßnahmen für 

den Betrieb der Anlagen und Maschinen, das Verhalten bei außergewöhnlichen 
Vorkommnissen und die Beseitigung von Störungen enthalten sein müssen. Die 
Betriebsanweisungen sind in verständlicher Form und Sprache abzufassen und 
den Beschäftigten in geeigneter Weise bekannt zu machen. 

 
7.3. Die Arbeitnehmer sind vor ihrer Tätigkeit und danach mindestens jährlich anhand 

der Betriebsanweisungen über die auftretenden Gefahren und 
Schutzmaßnahmen arbeitsplatzbezogen zu unterweisen. Inhalt und Zeitpunkt der 
Unterweisung sind schriftlich festzuhalten und von den Unterwiesenen durch 
Unterschrift zu bestätigen. 

 
 

VI. Begründung 
 
 
Rechtsgrundlagen 
Dieser Bescheid ergeht auf Grund von § 16 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit Nr. 3.7.1 
des Anhangs 1 der 4. BImSchV.  
Sachlich zuständige Genehmigungsbehörde ist nach § 1 der Immissionsschutz-Zustän-
digkeitsverordnung (ImSchZuV) das Regierungspräsidium Gießen. 
 
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 2 Hessisches Verwaltungsver-
fahrensgesetz (HVwVfG) i. V. m. § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Regierungspräsidien 
und Regierungsbezirke des Landes Hessen (RegBezG). 
 
Genehmigungshistorie 
Die Firma vR production (DUKTUS) gmbh betreibt am Standort in 35576 Wetzlar, So-
phienstraße 52-54 eine Eisengießerei nach Nr. 3.7.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Im 
Jahr 1901 wurde diese als Gießereibetrieb Sophienhütte in Wetzlar gegründet. Die be-
stehende Beschichtungsanlage nach Nr. 3.9.2.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV wurde 
am 20.12.1993 nach § 16 BImSchG durch das Regierungspräsidium Gießen unter dem 
Aktenzeichen 32-IS/53 e 621 - BWWz 1/93/RP Gießen genehmigt.  
 
Die letzte genehmigungsbedürftige Änderung der Fertigungslinie P1 erfolgte mit dem Ge-
nehmigungsbescheid 32-IS/53e621-BWWWz1/93 vom 20.12.1993. 
Danach erfolgte eine Änderung der Erfassung mit dem Az. 32-IS/53 e 611 - BWWz 
1/97/RP Gießen vom 19.09.1997, in der die Erfassungsstränge der beiden Linien mit ei-
nem Bypass verbunden wurden. 
Anschließend erfolgte die Änderung IV/Wz-43.1-53 e 611 - BWWz 2/2005/RP Gießen 
vom 26.09.2005 in der die vereinzelten Entstaubungsanlagen der P1+P3 zu einer Ge-
meinsamen, der heutigen Q 22091 (Lühr-Entstaubung), zusammengefasst und die Ver-
wendung einer Zn/Al Legierung als Beschichtungswerkstoff bekannt gegeben wurde. 
 
Verfahrensablauf 
Bei einer Ortsbegehung am 26.07.2023 wurde festgestellt, dass die beantragte Entstau-
bung der Putzerei genehmigungsbedürftig ist und nicht über die entsprechende Geneh-
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migung verfügt. Am 28.11.2023 wurde die vR production GmbH zur Stilllegung der Ent-
staubungsanlage zur Gußputzerei Halle Nord nach dem zuvor festgestellten nicht geneh-
migten Anlagenbetrieb gemäß § 28 Abs. 1 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(HVwVfG) angehört. Mit Verfügung vom 03.05.2024 wurde die Stilllegung des Betriebes 
der Entstaubungsanlage der Putzerei mit sofortiger Wirkung angeordnet. Hiergegen 
wurde Klage erhoben. 
 
Die vR production (DUKTUS) gmbh hat mit Antrag vom 19.01.2024, eingegangen am 
24.01.2024, beantragt, die Genehmigung zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb 
der Entstaubung der Putzerei nachträglich zu erteilen. 
 
Die Antragsunterlagen wurden auf Vollständigkeit geprüft und von der Antragstellerin am 
09.07.2024 entsprechend vervollständigt. 
 
Die formelle Vollständigkeit der Unterlagen wurde zum 07.10.2024 festgestellt. 
 
Allerdings wiesen sowohl die ursprünglichen Antragsunterlagen, als auch die Ergän-
zungsunterlagen und weitere bis zum 20.09.2024 nachgereichte Unterlagen wesentliche 
Mängel auf und waren in dieser Form nicht geeignet, die materielle Genehmigungsfähig-
keit festzustellen.  
 
Erst am 17.10.2025 wurden die noch ausstehenden überarbeiten Antragsunterlagen bei 
der Genehmigungsbehörde eingereicht und der Antrag erlangte damit die materielle Voll-
ständigkeit. 
 
Am 17.03.2026 wurde das Verfahren mit Zustimmung der vR production (DUKTUS) 
GmbH letztmalig bis zum 14.04.2026 verlängert. 
Dem Antrag nach § 16 Abs. 2 BImSchG, auf die öffentliche Bekanntmachung des Vorha-
bens zu verzichten, wurde stattgegeben. 
 
Umweltverträglichkeitsprüfung / Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
Die vR production (DUKTUS) gGmbH beabsichtigt die Durchführung einer wesentlichen 
Änderung ihrer bestehenden Eisengießerei mit einer Verarbeitungskapazität an 
Flüssigmetall von 20 Tonnen oder mehr je Tag nach Nr. 3.7.1 des Anhangs 1 der 4. 
BImSchV durch Änderung im Anlagenteil 004 „Gussputzerei“ im Gebäude 20. Die der 
Gussputzerei zugehörige Entstaubungsanlage, welche in die Quelle Q 2081 mündet und 
bisher ohne Gehnehmigung betrieben wurde, soll unverändert fortbetrieben werden. 
Durch die zusätzliche Anpassung von Schornsteinhöhen und Grenzwerten soll zudem 
der TA Luft (2021)-konforme Betrieb der Anlage gewährleistet werden. 
 
Der Standort des Vorhabens ist in 35576 Wetzlar, Gemarkung: Wetzlar,  
Flur: 1, Flurstück: 201/4. 
 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um eines nach Nr. 3.7.2 der Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), welches in der Spalte 2 mit 
dem Buchstaben „A“ gekennzeichnet ist. Für dieses Änderungsvorhaben war nach § 9 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG zu prüfen, ob die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern. Gem. § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 UVPG besteht bei 
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einem Änderungsvorhaben für das bisher keine UVP durchgeführt wurde die Pflicht zur 
Durchführung einer UVP, wenn der in Anlage 1 genannte Prüfwert (hier: Nr. 3.7.2 
Verarbeitungskapazität an flüssigem Gusseisen von 20 t oder mehr je Tag) erstmals oder 
erneut erreicht oder überschritten wird und die Vorprüfung ergibt, dass die Änderung 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Gemäß § 9 Abs. 4 UVPG 
gilt für die Vorprüfung bei Änderungsvorhaben § 7 UVPG entsprechend. Nach § 7 Abs. 1 
Satz 2 UVPG wird die allgemeine Vorprüfung als überschlägige Prüfung unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG genannten Kriterien durchgeführt. 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ergab, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, da von der 
geplanten Änderung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind.  
 
Diese Feststellung beruhte auf folgenden Kriterien und den entsprechenden Merkmalen 
des Vorhabens:  
 

• Das Vorhaben kann hinsichtlich der Fläche im Verhältnis zum gesamten Firmen-
gelände der Antragstellerin als nicht erheblich raumbeanspruchend eingestuft wer-
den.  
 

• Ein zusätzlicher Flächenverbrauch oder Eingriff in Natur und Landschaft findet mit 
dem geplanten Vorhaben nicht statt. 
 

• Ähnliche Projekte im Umkreis, die zu einer Kumulation führen könnten sind nicht 
bekannt. 
 

• Das Landschaftsbild wird aufgrund der Größe des Vorhabens und der bestehen-
den gewerblichen Nutzung nicht weiter beeinträchtigt. 
 

• Im Einwirkungsbereich der Anlage befinden sich Gebiete, die unter Ziffer 2.3 der 
Anlage 3 zum UVPG aufgelistet sind. Allerdings werden diese durch das Vorhaben 
nicht weiter beeinträchtigt. 
 

• Eine zusätzliche Belastung der Luft durch weitere Emissionen gibt es nicht, durch 
die zusätzlich geplante Erhöhung der Schornsteine ist von einer höheren Verdün-
nung und damit Verbesserung der Situation vor Ort auszugehen. 
 

• Von einer zusätzliche Geruchsbelastung ist durch das Vorhaben nicht auszuge-
hen. 
 

• Die Lärmbelastung ändert sich durch das Vorhaben nicht. 
 

• Eine zusätzliche Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen und des 
Grundwassers ist vernachlässigbar gering.  
 

• Durch das Vorhaben werden weder zusätzliche natürliche Ressourcen verwendet, 
noch die umkreisbefindlichen beeinträchtigt. 
 



___________________________________________________________________________________________________
____ Genehmigungsbescheid vom 14.04.2026; GZ.: 1060-43.2-53-a-2000-01-00020#2024-00001 Seite 24 von 42 

• Die Abfallmengen bleiben unverändert. Es entstehen keine neuen Abfälle.  
 

• Die Umsetzung des Vorhabens innerhalb des Betriebsgeländes erfolgt am Ort der 
Bestandsanlage. Die betroffene Fläche ist bereits versiegelt und bebaut. Zusätzli-
che Eingriffsflächen werden durch das Vorhaben nicht in Anspruch genommen. 

• Somit finden keine Eingriffe in Natur und Landschaft, Biotope, Schutzgebiete, wie 
z.B. FFH-Gebiete, statt. 
 

• Angrenzend zur Anlage befindet sich im Abstand von 2,5 km das FFH-Gebiet 
Weinberg bei Wetzlar mit der Kennung 5416-301. In etwa 3 km Entfernung befin-
den sich die beiden Naturschutzgebiete 1532021 Kiessee am Oberwasen bei 
Naunheim, sowie das Naturschutzgebiet 1532013 Würzberg bei Garbenheim. Ent-
lang der Dill und entlang der Lahn ist das Landschaftsschutzgebiet Auenverbund 
Lahn-Dill mit der Kennung 253018 lokalisiert. Zudem sind westlich der Anlage ei-
nige gesetzlich geschützte Biotope in Form von Ufergehölzen an der Lahn und der 
Dill zu finden. 
 
Durch das Vorhaben und die zu erwartenden, geringfügigen Immissionen sind 
keine Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele der oben genannten 
Schutzgüter zu erwarten. 
 

• Es werden ausschließlich genehmigte Stoffe und bereits bekannte und bewährte 
Technologien eingesetzt. 
 

• Es findet keine Kapazitätserhöhung und keine Erhöhung der Produktionsmenge 
statt. 

 
Daher besteht keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Das Ergebnis dieser Vorprüfung des Einzelfalls wurde gemäß § 5 Abs. 2 UVPG am 
20.04.2026 im Staatsanzeiger für das Land Hessen veröffentlicht. 
 
Antrag auf Absehen von der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Dem Genehmigungsantrag nach § 16 Abs. 1 BImSchG liegt ebenfalls ein Antrag nach § 
16 Abs. 2 BImSchG bei. Hiernach soll von der öffentlichen Bekanntmachung und der 
Auslegung des Antrags sowie der Antragsunterlagen abgesehen werden, da durch das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG genann-
ten Schutzgüter zu besorgen sind. 
Gemäß § 16 Abs. 2 BImSchG soll die zuständige Behörde von der öffentlichen Bekannt-
machung des Vorhabens und der Unterlagen absehen, wenn der Träger des Vorhabens 
dies beantragt und erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 genannten Schutz-
güter nicht zu erwarten sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn erkennbar ist, 
dass Auswirkungen durch die getroffenen Maßnahmen ausgeschlossen werden. 
Da im Rahmen der Einzelfallprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 UVPG für das 
geplante Vorhaben der vR production (DUKTUS) gmbh keine Erheblichkeit der Auswir-
kungen auf die in § 1 BImSchG genannten Schutzgüter festgestellt wurde, konnte auch 
dem zusätzlichen Antrag der Firma auf Anwendung des § 16 Abs. 2 BImSchG bezüglich 
des Verzichts der öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens sowie der Auslegung des 
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Antrags und der Unterlagen zugestimmt werden. Die Prüfkriterien sind dahingehend kon-
gruent. 
Da es sich im vorliegenden Fall um die wesentliche Änderung einer Anlage handelt, die 
unter die Vorschriften der IE Richtlinie fällt, war zusätzlich zu prüfen, ob die europarecht-
lichen Anforderungen erfüllt werden und die wesentliche Änderung auch entsprechend 
der europarechtlichen Anforderungen ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wer-
den kann. 
Nach Artikel 20 Abs. 3 der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24.11.2010 über Emissionen aus Industrie und Tierhaltung (integrierte Ver-
meidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) gilt jede Änderung oder Erwei-
terung des Betriebs als wesentliche Änderung, wenn die Änderung oder Erweiterung für 
sich genommen die Schwellenwerte des Anhangs I dieser Richtlinie erreicht oder über-
schreitet. Der Schwellenwert bei Eisengießereien liegt bei einer Verarbeitungskapazität 
von 20 t Flüssigmetall oder mehr je Tag. Dieser Wert bleibt durch das hier geplante Vor-
haben unberührt. Aus diesem Grund konnte im vorliegenden Fall auch unter Beachtung 
der europarechtlicheren Vorschriften auf eine Beteiligung der Öffentlichkeit verzichtet 
werden. 
 
Das Genehmigungsverfahren wurde daher im vereinfachten Verfahren durchgeführt. 
 
Anhörung 
Der Antragstellerin wurde mit E-Mail vom 20.03.2026 gemäß § 28 Abs. 1 des HVwVfG 
Gelegenheit gegeben, zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen und zu den 
Nebenbestimmungen des vorliegenden Bescheids Stellung zu nehmen.  
 
Die Antragstellerin stimmte mit E-Mail vom 10.04.2026 dem Auflagenvorbehalt des AZB 
zu. 
 
Die Antragstellerin hat des Weiteren mit E-Mail vom 26.03.2026 folgende Einwände oder 
Anmerkungen bzgl. des Genehmigungsbescheids vorgetragen: 
Das Abgabedatum des AZB in Nebenbestimmung 2.3 ist zu eng gefasst und sollte auf 
den 31.12.2027 geändert werden. 
Die Formulierung in Nebenbestimmung 2.5 „bei zukünftigen Baumaßnahmen entspre-
chende Bodenproben zur Erstellung des AZBs zu erheben sind“ sollte um „Bodenproben 
im zumutbaren Umfang“ ergänzt werden. 
Auf die Bestimmung der Austrittsgeschwindigkeit von 7 m/s der Abgase an den Emissi-
onsquellen in Nebenbestimmung 3.1.3 sollte verzichtet werden. 
Der Grenzwert von Gesamtstaub an Quelle 11011 in Nebenbestimmung 3.3.3 sollte von 
10 mg/m³ auf 12 mg/m³ angepasst werden. 
Die Aussetzung der Messverpflichtung an Quelle 11081 aus den Genehmigungen 32-
IS/53e621-BWWz-1/90 und IV/Wz-44.1-53e621-BWWZ-1/2001 sollte mit bestätigt wer-
den. Was dem Entfall der Nebenbestimmung 3.4.12 entspricht. 
In Nebenbestimmung 3.3.6 sollte der Grenzwert von Cadmium an Quelle 22091 von 0,05 
mg/m³ auf 0,02 mg/m³ geändert werden. 
In VI. Begründung unter dem Absatz Oberirdische Gewässer und Hochwasserschutz 
„Bauliche Änderungen sind nicht vorgesehen“ sollte um „Wesentliche bauliche Änderun-
gen sind nicht vorgesehen“ erweitert werden. 
Des Weiteren wurden Korrekturen an Grammatik, Rechtschreibung, Benennungen vor-
geschlagen. 
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Die abgegebene Stellungnahme der Antragstellerin wurde unter Beteiligung der tangier-
ten Fachbehörden und -dezernate geprüft und die Schlüsse im Nachgang per E-Mail 
konkretisiert. 
Die Ergebnisse der vorgenannten Prüfungen flossen bei der weiteren Entscheidung mit 
ein. Einigen Änderungsvorschlägen konnte entsprochen werden, soweit die zuständi-
gen Fachbehörden dem zugestimmt haben: 
Der Änderung des Abgabedatums des AZBs in NB 2.3 wurde zugestimmt. 
Dem Änderungsvorschlag zur NB 2.5 konnte nicht zugestimmt werden, da der Wortlaut 
„im zumutbaren Umfang“ nicht eindeutig definiert werden kann. Um dem Ansinnen der 
Antragstellerin entgegenzukommen wurde NB 2.5 alternativ wie folgt formuliert: „Bei ge-
planten Maßnahmen zur Entsiegelung des Bodens sowie bei Erd-/Bodeneingriffen im 
Bereich der IE-Anlage, ist vorab mit dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4, 
abzustimmen, ob Bodenuntersuchungen ergänzend zum vorgelegten AZB-Konzept er-
forderlich bzw. verhältnismäßig sind und welche Parameter zu untersuchen sind.“ 
Dem Wunsch zur Änderung der NB 3.1.3 konnte gefolgt werden, da der Nachweis 
durch die Schornsteinhöhenberechnung und Immissionsprognose geführt wurde. Damit 
sollte die Abführung mit der freien Luftströmung nachgewiesen sein. Die Nebenbestim-
mung entfällt daher. 
Der Änderung des Grenzwertes in NB 3.3.3 konnte zugestimmt werden: Der Grenzwert 
wurde auf die derzeit gültige Menge von 20 mg/m³ festgesetzt und wird zu einem späte-
ren Zeitpunkt auf den dann geltenden Grenzwert nachträglich angeordnet. Eine Anord-
nung auf einen Grenzwert von 12 mg/m³ wird daher voraussichtlich mit der Umsetzung 
der BVT-Schlussfolgerung vom 06.12.2024 in nationales Recht oder spätestens zum 
06.12.2028 erfolgen. 
Der Bitte auf Streichung der NB 3.4.12 konnte nicht zugestimmt werden: Die letzte Be-
wertung der Quelle wurde auf Basis der TA Luft von 1986 durchgeführt. Die Änderun-
gen der Quelle bedingen einer neuen Prüfung, die neben der Änderung der Schorn-
steinhöhe sowohl eine Anpassung der Grenzwerte, als auch der Emissionsmessungen 
und deren Messverfahren bedingt. Die Nebenbestimmung 3.4.12 bleibt daher unverän-
dert. 
Dem Vorbringen auf zu der Emissionsbegrenzung in NB 3.3.6 konnte zugestimmt wer-
den: Der Grenzwert von Cadmium an Quelle 22091 wird auf 0,02 mg/m³ geändert. 
Dem Einwand unter dem Absatz Oberirdische Gewässer und Hochwasserschutz im Ka-
pitel VI. Begründung auf Änderung des Satzstückes zu „Wesentliche bauliche Änderun-
gen sind nicht vorgesehen“ kann entsprochen werden. 
Die Korrekturanmerkungen hinsichtlich Grammatik, Rechtschreibung und Benennungen 
wurden übernommen. 
 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
Im Verlauf des Genehmigungsverfahrens war festzustellen, ob die Genehmigungsvo-
raussetzungen gem. § 6 BImSchG vorliegen oder durch Nebenbestimmungen gem. § 12 
BImSchG herbeigeführt werden können. 
 
Folgende Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird (vgl. § 10 
Abs. 5 BImSchG), wurden beteiligt: 
 
- Der Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises hinsichtlich bau- und planungsrechtlicher 

Belange sowie im Hinblick auf allgemeine gesundheitspolizeiliche und umwelthygieni-
sche Fragen. 
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- Der Magistrat der Stadt Wetzlar - hinsichtlich bau- und planungsrechtlicher Belange  
 
- Die durch das Vorhaben betroffenen Fachdezernate der Genehmigungsbehörde: 

• Das Dezernat 25.3 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich Fragen bezüg-
lich des Arbeitsschutzes und der Sicherheitstechnik. 

• Das Dezernat 31 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich Fragen bezüglich 
der Bauleitplanung und Regionalplanung. 

• Das Dezernat 41.2 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich oberirdischer 
Gewässer und des Hochwasserschutzes 

• Das Dezernat 41.4 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich wasserrechtli-
cher Belange und Belange des Bodenschutzes. 

• Das Dezernat 42.1 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich abfalltechni-
scher Fragen. 

• Das Dezernat 43.2 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich Fragen bezüg-
lich des Immissionsschutzes. 

• Das Dezernat 53.1 des Regierungspräsidiums Gießen hinsichtlich Fragen bezüg-
lich des Naturschutzes. 

 
Als Ergebnis der behördlichen Prüfungen ist folgendes festzuhalten: 
 
Zu Nebenbestimmung 1.1 bis 1.13 
Die Nebenbestimmungen 1.1 bis 1.3 dienen dem Nachweis gegenüber der Behörde, in 
welchem Umfang die Anlage grundsätzlich betrieben werden darf und welche konkreten 
Anforderungen an den Anlagenbetrieb gestellt sind. 
Die mit den Nebenbestimmungen 1.4 bis 1.13 auferlegten Mitteilungs- und Aufsichts-
pflichten dienen der Überwachung im Sinne des § 52 BImSchG, sodass zu jeder Zeit 
erkannt werden kann, welche konkreten Umweltauswirkungen von der Anlage ausgehen. 
 
Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Altlas-
ten, Bodenschutz: 
Gegen die Genehmigung des Vorhabens bestehen aus Sicht der zu vertretenden Be-
lange keine Bedenken, sofern die Nebenbestimmungen der Ziffer 2 eingehalten 
werden.  
Bei der Anlage handelt es sich um eine IED-Anlage (Nr. 3.7.1, Eintrag E in Spalte d im 
Anhang 1 der 4. BImSchV), daher ist für relevante gefährliche Stoffe nach § 3 Abs. 10 
BImSchG ein Bericht über den Ausgangszustand von Boden und Grundwasser (Aus-
gangszustandsbericht) zu erstellen, wenn die Möglichkeit einer Verschmutzung des Bo-
dens und des Grundwassers nicht ausgeschlossen werden kann (§ 10 Abs. 1a BIm-
SchG). 
 
Zu Nebenbestimmung 2.1 
Der Auflagenvorbehalt zur Anpassung der Nebenbestimmungen basiert auf § 12 Abs. 2a 
Satz 1 BImSchG. 
Danach kann eine Genehmigung mit Einverständnis des Antragstellers unter Auflagen-
vorbehalt erteilt werden, soweit dadurch hinreichend bestimmte, in der Genehmigung be-
reits allgemein festgelegte Anforderungen an die Errichtung oder den Betrieb der Anlage 
in einem späteren Zeitpunkt näher festgelegt werden sollen. Materielle Voraussetzung ist 
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insoweit, dass alle wesentlichen Anforderungen in der Genehmigung bereits geregelt 
worden sind und nur noch deren Detaillierung vorbehalten ist. 
Im Zusammenhang mit dem noch zu erstellenden Ausgangszustandsbericht sind die re-
levanten gefährlichen Stoffe i.S.v. § 3 Abs. 9 und 10 BImSchG zu ermitteln und darauf 
aufbauend der Ausgangszustand des Bodens und des Grundwassers sowie die Anfor-
derungen an deren Überwachung festzulegen. 
Die Aufnahme von Anforderungen zur Überwachung von Boden und Grundwasser in den 
Genehmigungsbescheid ist für die Behörde nach § 21 Abs. 2a Nr. 3 c) der 9. BImSchV 
verpflichtend. 
Der Auflagenvorbehalt dient damit dem Zweck, hinsichtlich der in der Anlage verwende-
ten, erzeugten oder freigesetzten relevanten gefährlichen Stoffe die entsprechenden An-
forderungen an die Überwachung von Boden und Grundwasser einschließlich der Zeit-
räume, in denen die Überwachung stattzufinden hat, in der Genehmigung festsetzen zu 
können. 
 
Zu Nebenbestimmung 2.2-2.5 
Nach § 25 Abs. 2 der 9. BImSchV hat der Betreiber für eine Anlage, die sich am 
02.05.2013 in Betrieb befand oder für die vor diesem Zeitpunkt eine Genehmigung erteilt 
oder für die vor diesem Zeitpunkt von ihren Betreibern ein vollständiger Genehmigungs-
antrag gestellt wurde, bei dem ersten nach dem 07.01.2014 gestellten Änderungsantrag 
§ 4a Abs. 4 Satz 1 bis 5 der 9. BImSchV hinsichtlich der gesamten Anlage anzuwenden, 
unabhängig davon, ob die beantragte Änderung die Verwendung, die Erzeugung oder 
die Freisetzung relevanter gefährlicher Stoffe betrifft. 
Der Ausgangszustandsbericht ist ein notwendiger Bestandteil der vollständigen Antrags-
unterlagen (§ 10 Abs. 1a BImSchG und § 4a Abs. 4 der 9. BImSchV) und unabdingbare 
Voraussetzung zur Erfüllung der quantifizierten Rückführungspflicht nach § 5 Abs. 4 BIm-
SchG. 
Im Regelfall ist der Ausgangszustandsbericht daher bis spätestens zur Inbetriebnahme 
vorzulegen. Nach § 7 Abs. 1 S. 6 der 9. BImSchV kann der Ausgangszustandsbericht bis 
zum Beginn der Errichtung oder der Inbetriebnahme der Anlage nachgereicht werden. 
Vorliegend wird die Anlage bereits betrieben und wird durch dieses Genehmigungsver-
fahren nachträglich legalisiert. Von der Möglichkeit, den AZB nach Genehmigungsertei-
lung vorzulegen, will die Antragstellerin Gebrauch machen. Das bestehende Konzept 
zum AZB befindet sich zurzeit in Prüfung. Etwaige Nachforderungen in Bezug auf das 
vorgelegte Konzept zum AZB werden nach erfolgter Prüfung außerhalb des Genehmi-
gungsverfahrens gestellt. Eine Inbetriebnahme der Entstaubungsanlage vor Abschluss 
des Ausgangszustandsberichtes gefährdet nicht die Beweissicherung hinsichtlich der An-
fertigung ebendieses, da die Entstaubungsanlage nur einen Teilbereich der IE-Anlage 
darstellt. Darüber hinaus werden durch die Inbetriebnahme der Anlage umwelttechnische 
Anforderungen gewahrt. 
Aus fachlicher Sicht gibt es im Rahmen der Prüfung des Einzelfalls demnach keine Hin-
derungsgründe für die Inbetriebnahme der o. g. Betriebseinheiten, solange die Erstellung 
des Ausgangszustandsberichtes auch weiterhin nicht beeinträchtigt und die Inbetrieb-
nahme die Beweissicherung nicht behindert. Der Funktion des AZB kann vorliegend auch 
durch die Nachreichung des AZB nachgekommen werden. 
Die unter den Nebenbestimmungen 2.2 – 2.5 aufgenommenen Anforderungen stellen 
sicher, dass das erforderliche Konzept zur Erstellung des AZB und der AZB zeitnah nach 
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der Genehmigungserteilung eingereicht werden und auch etwaig notwendige Ergänzun-
gen jeweils zeitnah erbracht werden. Dies ist erforderlich, um die in diesem Verfahren zu 
fordernde Feststellung des Ausgangszustandes zu gewährleisten. 
Regelmäßig werden nach der Vorlage des Ausgangszustandsberichtes durch das Fach-
dezernat noch Änderungen an dem Bericht eingefordert. Ohne die Festlegung einer Frist 
zur Erbringung solcher Ergänzungen könnte die Feststellung des Ausgangszustands the-
oretisch auf undefinierte Zeiträume verzögert werden. Dies widerspräche dem Ziel der 
Beweissicherung für einen späteren Ausgleich nach einer Betriebseinstellung. 
 
Zu Nebenbestimmung 2.6-2.16 
Die Rückführungspflicht basiert auf den „Leitlinien der Europäischen Kommission zu Be-
richten über den Ausgangszustand, gemäß Artikel 22 Abs. 2 der Richtlinie 2010/75/EU 
über Industrieemissionen“ (gemäß Artikel 22 „Stilllegung“, Abs. 3) und wird in § 5 Abs. 4 
BImSchG konkretisiert. 
In § 5 Abs. 4 BImSchG wird Folgendes festgelegt: „Wurden nach dem 7. Januar 2013 auf 
Grund des Betriebs einer Anlage nach der Industriemissions-Richtlinie erhebliche Boden-
verschmutzungen oder erhebliche Grundwasserverschmutzungen durch relevante ge-
fährliche Stoffe im Vergleich zu dem im Bericht über den Ausgangszustand angegebenen 
Zustand verursacht, so ist der Betreiber nach Einstellung des Betriebs der Anlage ver-
pflichtet, soweit dies verhältnismäßig ist, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Verschmut-
zung zu ergreifen, um das Anlagengrundstück in jenen Ausgangszustand zurückzufüh-
ren“. 
In § 5 Abs. 3 Nr. 3 BImSchG wird geregelt, dass die genehmigungsbedürftige Anlage so 
zu errichten, zu betreiben und stillzulegen ist, dass auch nach der Betriebseinstellung die 
Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks gewähr-
leistet ist. 
Gemäß § 4 Absatz 3 BBodSchG sind der Verursacher von schädlichen Bodenverände-
rungen oder Altlasten sowie der Gesamtrechtsnachfolger, der Grundstückseigentümer 
und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt verpflichtet, den Boden und Altlasten sowie 
durch verursachte Verunreinigungen von Gewässern so zu sanieren, dass dauerhaft 
keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen für den Einzelnen 
oder die Allgemeinheit entstehen.  
Dabei sind nach § 4 Absatz 5 BBodSchG Schadstoffe zu beseitigen, wenn die schädli-
chen Bodenveränderungen oder Altlasten nach dem 01.03.1999 eingetreten sind, soweit 
dies im Hinblick auf die Vorbelastung des Bodens verhältnismäßig ist. 
§ 4 Abs. 3 und 5 BBodSchG sind anzuwenden, wenn eine Gefahrenabwehr erforderlich 
ist, während die Rückführungspflicht gemäß BImSchG eine erhebliche Verschmutzung 
im Vergleich zum Ausgangszustand voraussetzt. 
Auch gemäß § 100 Abs. 1 S 2 WHG in Verbindung mit § 48 WHG kann die zuständige 
Behörde Anordnungen mit dem Ziel treffen schädliche Veränderungen der Wasserbe-
schaffenheit zu beseitigen. 
Auf der Grundlage des § 15 Absatz 3 Satz 2 BImSchG ist den Anzeigeunterlagen zur 
Betriebseinstellung auch ein Bericht über den Zustand von Boden und Grundwasser zum 
Zeitpunkt der Betriebseinstellung vorzulegen, welcher den quantitativen Vergleich zum 
dem im AZB beschriebenen Zustand ermöglich. 
Die „Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht, zur Überwachung von Boden und 
Grundwasser und zur Rückführungspflicht bei IE-Anlagen“ der Bund/Länder-Arbeitsge-
meinschaft Bodenschutz (LABO) in Zusammenarbeit mit der Bund/Länder-Arbeitsge-
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meinschaft Wasser (LAWA) und der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-
schutz (LAI) vom 26.09.2024 regelt, welche Unterlagen der Betreiber zur Beurteilung der 
Rückführungspflicht bei Betriebseinstellungen vorzulegen hat. Zusätzlich gibt sie Hilfe-
stellung bei der Prüfung, ob und welche Rückführungsmaßnahmen nach Einstellung des 
Betriebes einer Anlage zu ergreifen sind. Im Anhang 2 wird der Umgang für Parameter 
und Messverfahren bei der Stilllegung dargelegt. 
Im Anhang 3 „Mustergliederung der Unterlagen zur Betriebseinstellung (UzB) hinsichtlich 
der Rückführungspflicht“ werden die hierfür erforderlichen Unterlagen aufgeführt. 
Die Anforderungen an den UzB können als Auflage gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG im 
Genehmigungsbescheid festgelegt werden.  
Die Nebenbestimmungen zur Rückführungspflicht und zu den Unterlagen zur Betriebs-
einstellung (UzB) sind für die Umsetzung und die Ausgestaltung der Rückführungspflicht 
erforderlich. 
 
Immissionsschutz: 
Die Prüfung des Antrags und der Antragsunterlagen hat ergeben, dass die Pflichten nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG – Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen – erfüllt werden.  
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde mittels Ausbreitungsrechnung und so-
mit durch Ermittlung der Immissionskenngrößen die Erfüllung der o. g. Schutzpflicht nach-
gewiesen. Auf Grund von Überschreitungen der Bagatellmassenströme wurden dabei 
folgende Schadstoffe betrachtet (Verweis Nr. 4.6.1 Tabelle 7 der TA Luft 2021): 
• Staub (Schwebstaub PM10, PM2,5) 
• Staubniederschlag 
• Staubinhaltsstoffe im Schwebstaub und Staubniederschlag (gefasste Quellen) 
• Benzo(a)pyren 
• Arsen 
• Blei 
• Cadmium 
• Nickel 
• Quecksilber 
• Thallium 
• Stickstoff- und Schwefeldeposition (Säureeinträge) 
Als ein Ergebnis der Ausbreitungsrechnung konnte festgestellt werden, dass auch unter 
Berücksichtigung sämtlicher diffuser Quellen, die Zusatzbelastung der genannten emis-
sionsrelevanten Schadstoffe an den maßgeblichen Immissionsorten kleiner oder gleich 
null ist. Folglich sinken die Emissionen der Anlage in der Plan-Situation. Ein Grund dafür 
sind u.a. die mit diesem Bescheid festgesetzten Emissionsbegrenzungen, welche dem 
Stand der Technik entsprechen oder über diesen hinausgehen.  
Nach Nr. 4.6.1.1 TA Luft kann bei Änderungsgenehmigungen auf die Ermittlung der Im-
missionskenngrößen verzichtet werden, wenn sich Emissionen der Anlage durch die Än-
derung nicht erhöhen oder sinken und die Ermittlung der Zusatzbelastung ergibt, dass 
sich auch die Immissionen nicht erhöhen. Im vorliegenden Fall konnte eine entspre-
chende vernachlässigbare Zusatzbelastung nachgewiesen werden. Auf Grund der Kom-
plexität des Vorhabens und der Anlage sowie dem Umstand, dass bisher keine derartige 
Ermittlung der Immissionen vorliegt, hat sich die Betreiberin in Abstimmung mit der Ge-
nehmigungs- und Überwachungsbehörde bereit erklärt, eine vollständige Ausbreitungs-
rechnung durchführen zu lassen. 
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Festzustellen ist, dass die Gesamtzusatzbelastungen für alle o. g. Luftschadstoffe als 
irrelevant im Sinne der TA Luft 2021 einzustufen sind. Der Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen ist aus Sicht der Überwachungsbehörde vorliegend gewährleistet. 
Auch für den Bereich der Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen wurde festge-
stellt, dass unter Berücksichtigung der einschlägigen Angaben der Antragstellerin in den 
vorgelegten Antragsunterlagen und den diesbezüglichen Festlegungen des vorliegenden 
Bescheides dem Vorsorgegrundsatz des § 5 Abs.1 Nr. 2 BImSchG entsprochen wird. 
Gegen das Vorhaben bestehen daher aus immissionsschutzfachlicher Sicht unter Ein-
haltung der auf Grundlage von § 12 BImSchG aufgenommenen Nebenbestimmungen 
keine Bedenken. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.1.1 
Die Emissionsquellen sind in den Antragsunterlagen (Formular 8/1) dargelegt. Die Ne-
benbestimmung greift die Bezeichnung der Emissionsquelle auf und definiert diese mit 
eindeutiger Zuordnung. Die Nummer ist einheitlich zu verwenden, insbesondere in Fließ-
bildern, im Emissionsquellenplan, in Gebäudezeichnungen und auch in der Emissionser-
klärung gem. 11. BImSchV. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.1.2 bis 3.1.3 
Im Rahmen der Änderung und dem damit verbundenen Genehmigungsverfahren waren 
die Anforderungen an die Ableitbedingungen nach TA Luft 2021 zu überprüfen. Für die 
Quellen Q11011, Q2021 und Q2022 wurde im Laufe des Genehmigungsverfahrens fest-
gestellt, dass diese gemäß der TA Luft 2021 Bestandsschutz genießen. Eine Anpassung 
ebendieser Quellen ist dennoch notwendig, um den Betreiberpflichten zum Schutz vor 
und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen gem. § 5 BImSchG gerecht 
werden zu können. Insbesondere wäre ohne die entsprechenden Erhöhungen mit immis-
sionsseitigen Problemen zu rechnen gewesen. Die weiteren antragsgegenständlichen 
Quellen genießen hingegen keinen Bestandsschutz im Sinne der TA Luft 2021. Hieraus 
resultiert der insgesamt hohe Sanierungsaufwand zur Erfüllung des Standes der Technik 
hinsichtlich der Gesamtanlage. 
Gem. TA Luft 2021 Nr. 5.5.2.1 Abs. 7 darf die tatsächliche Bauhöhe die nach Nr. 5.5.2 
bestimmte Schornsteinhöhe um maximal 10 Prozent überschreiten.  
Eine bessere Ablösung der Abgase von der Mündung der Ableiteinrichtung wird bei einer 
Mindestaustrittsgeschwindigkeit von 7 m/s erreicht. Dies geht ebenfalls aus der Richtlinie 
VDI 3781 Blatt 4 (Nr. 4.1.2) hervor. Entsprechende Abdeckungen oder ein Aufsatz auf 
dem Schornstein könnte negative Auswirkungen auf die Mindestaustrittsgeschwindigkeit 
haben oder gar die Ableitung mit der freien Luftströmung behindern. Auf derartige Bau-
teile ist folglich zu verzichten. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.1.4 
Die Nebenbestimmung basiert auf dem in den Antragsunterlagen enthaltenen Zeitplan 
im Gutachten zur Schornsteinhöhenbestimmung unter Kapitel 8.  
Zur Einhaltung der Vorsorgepflichten gem. § 5 Abs. 1 Nr. 2 des BImSchG bedarf die 
Anlage einer umfangreichen Sanierung der Schornsteine. Hierbei ist die Einhaltung der 
in Anhang 6 der TA Luft dargelegten S-Werte zum Nachweis einer ausreichenden Ver-
dünnung maßgeblich. Die Vorgabe zur Einhaltung der S-Werte und damit der bodenna-
hen Konzentration der Schadstoffe zur Vorsorge ergibt sich aus Nr. 5.5.2.2 TA Luft. 
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Auf Grund des erheblichen Aufwandes ebendieser Sanierung wurden von der Betreiberin 
entsprechende Daten dargelegt, an denen eine Realisierung möglich ist. Hierfür soll je-
weils der Sommer- oder Winterstillstand der Anlage genutzt werden. 
 
Zu Nebenbestimmungen 3.2.1 bis 3.2.6 
Die unter diesem Kapitel festgeschriebenen Nebenbestimmungen dienen u.a. der Sicher-
stellung eines ordnungsgemäßen Betriebes der Anlage sowie der Erfüllung des Stands 
der Technik. Ein ordnungsgemäßer Betrieb ist für die Einhaltung der Schutz- und Vorsor-
gepflicht gem. § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG erforderlich und trägt zur Gewährleistung 
eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt bei. 
Mit den Nebenbestimmungen werden grundsätzliche Anforderungen zur integrierten Ver-
meidung und Verminderung von Umweltverschmutzungen gem. Nr. 5.1.3 der TA Luft 
2021 definiert. Sie dienen in weiten Teilen auch der Anlagensicherheit, aus der bei Nicht-
achtung schädliche Umwelteinwirkungen resultieren könnten.  
 
Zu Nebenbestimmung 3.3 
Der Bezug der Emissionen auf den unter Nebenbestimmung 3.3.1 festgeschriebenen 
Normzustand richtet sich nach den Vorgaben der Nr. 2.5 TA Luft. Hierdurch wird eine 
Vergleichbarkeit im Rahmen des geltenden Stands der Technik gewährleistet.  
Das Nichtberücksichtigen von Luftmengen zum Verdünnen oder Kühlen des Abgases bei 
der Bestimmung der Massenkonzentration richtet sich nach Nr. 5.1.2 TA Luft. Durch die 
Nebenbestimmung wird sichergestellt, dass die begrenzten Massenkonzentrationen 
fachlich korrekt bestimmt und somit ordnungsgemäß hinsichtlich der Umweltrelevanz be-
wertet werden können. 
Gemäß Nr. 5.1.2 TA Luft sollen im Genehmigungsbescheid die entsprechenden Anfor-
derungen der Nr. 5 TA Luft festgelegt werden, soweit die Stoffe in relevantem Umfang im 
Rohgas enthalten sind. Dies ist vorliegend der Fall, die mit diesem Genehmigungsbe-
scheid festgelegten Emissionsbegrenzungen sind daher erforderlich und begründen sich 
im Einzelnen wie folgt: 
 
Gesamtstaub 
Die Anforderungen zur Begrenzung der Emissionen an Gesamtstaub richten sich grund-
sätzlich nach Nr. 5.2.1 der TA Luft. An den vorliegend zu prüfenden Emissionsquellen 
der Anlage wird ein Massenstrom von 0,40 kg/h überschritten. Resultierend daraus ergibt 
sich für ebendiese Emissionsquellen eine Emissionsbegrenzung von 10 mg/m³ gem. Abs. 
3 der o. g. Nummer.  
 
Für die Emissionsquelle Q 11011 (Kupolofen nach Entstaubung und thermischer Nach-
verbrennung) würde gem. Nr. 5.2.1 Abs. 3 TA Luft eine Begrenzung der Gesamtstaub-
konzentration von 20 mg/m³ gelten, da der emittierte Massenstrom an der Emissions-
quelle ebenfalls über 0,40 kg/h liegt.  
 
Gasförmige anorganische Stoffe 
Die Emissionsbegrenzung der Stickoxide richtet sich nach Nr. 5.2.4 TA Luft. Bezüglich 
der Kupolofenanlage sind derartige Emissionen durch die Koks- und Erdgasfeuerung in 
relevantem Umfang vorhanden. Eine Überschreitung kann auf Grund der Rohgaszusam-
mensetzung entsprechend nicht ausgeschlossen werden. Es bedarf zudem einer Abrei-
nigung der Stickoxide mittels thermischer Nachverbrennung. 
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Für Abgas von thermischen Nachverbrennungseinrichtungen sieht Nr. 5.2.4 TA Luft be-
sondere Regelungen vor.  
 
Staubförmige anorganische Stoffe 
Die Anforderung zur Begrenzung der Emissionen an staubförmigen anorganischen Stof-
fen richten sich nach den Anforderungen der Nummer 5.2.2 TA Luft. Die hier festgeschrie-
bene Stoffpalette ist auf den derzeitigen Genehmigungsstand zurückzuführen und lässt 
sich unter anderem mit den Einsatzstoffen der Anlage begründen. Es liegen zudem lang-
jährige Erfahrungswerte aus Emissionsmessungen und die Vergleichbarkeit des Anla-
gentyps im Aufsichtsbezirk der Überwachungsbehörde zu Grunde.  
Mit diesem Bescheid wird die Vorsorgeanforderung an den Emissionsquellen Q 11011 
und Q 11081 an die Vorgaben der TA Luft 2021 angepasst, so dass diese dem Stand der 
Technik entsprechen. 
Bezüglich der Emissionen von Nickelmetall, Nickellegierungen und Nickeltetracarbonyl 
angegeben als Ni hat die Betreiberin im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine über 
den Stand der Technik hinausgehende Reduzierung des geltenden Grenzwertes von 
0,5 mg/m³ auf 0,2 mg/m³ beantragt. Langjährige Erfahrungswerte und vorliegende Emis-
sionsberichte lassen darauf schließen, dass bezüglich der o. g. Emissionen nicht mit 
Überschreitungen zu rechnen ist. Aus Sicht der Überwachungsbehörde kann der bean-
tragten Reduzierung gefolgt werden.  
Die beantragte Reduzierung führt dazu, dass die Emissionsbegrenzung beim Vorhan-
densein von Stoffen mehrerer Klassen ebenfalls reduziert wird.  Aus diesem Grund wird 
eine Massenkonzentration von 0,2 mg/m³ anstatt dem Stand der Technik entsprechen-
den 0,5 mg/m³ festgesetzt.  
 
Karzinogene Stoffe 
Die Anforderung zur Begrenzung der Emissionen an karzinogenen Stoffen basieren auf 
Nummer 5.2.7.1.1 der TA Luft.  
Bezüglich der Emissionen von Nickel, ausgenommen Nickelmetall, Nickellegierungen 
und Nickeltetracarbonyl angegeben als Ni hat die Betreiberin im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens eine über den Stand der Technik hinausgehende Reduzierung des gel-
tenden Grenzwertes von 0,5 mg/m³ auf 0,2 mg/m³ beantragt. Langjährige Erfahrungs-
werte und vorliegende Emissionsberichte lassen darauf schließen, dass bezüglich der 
o.g. Emissionen nicht mit Überschreitungen zu rechnen ist. Der beantragten Reduzierung 
wird hiermit entsprochen.  
Die beantragte Reduzierung führt, wie im Fall der staubförmigen anorganischen Stoffe, 
auch hier zu einer entsprechenden Anpassung beim Vorhandensein von Stoffen mehre-
rer Klassen. 
Für den Luftschadstoff Benzo(a)pyren wurde ebenfalls eine über den Stand der Technik 
hinausgehende Schadstoffkonzentration beantragt, um hinsichtlich der Ableitbedingun-
gen bereits bei niedrigeren Schornsteinhöhen eine ausreichende Verdünnung zu erzie-
len. Dies betrifft vorrangig die Emissionsquelle Q 11011. Prozesstechnisch ist nach der 
Kupolofenanlage nicht mit einer Erhöhung der Benzo(a)pyren-Emissionen zu rechnen, 
wodurch diese Emissionsbegrenzung auch an der Emissionsquelle Q 11081 festge-
schrieben wird. Als Erkenntnisquelle zur sicheren Einhaltung ebendieser Anforderungen 
kann auf Erfahrungswerte und Emissionsmessungen zurückgegriffen werden. Der bean-
tragten Reduzierung des Grenzwertes von 0,05 mg/m³ auf 0,012 mg/m³ an den o. g. 
genannten Emissionsquellen wird auch hier entsprochen. 
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Anlagen der Nummern 3.7 und 3.8, Gießereien 
Spezielle Anforderungen an Gießereien ergeben sich aus Nr. 5.4.3.7/8 der TA Luft. So 
auch die Anforderungen zur Emissionsbegrenzung von organischen Stoffen, ausgenom-
men staubförmige organische Stoffe, anhand des Summenparameters Gesamtkohlen-
stoff. Diese sind im Abgas durch den unvermeidbaren Eintrag von organischen Verunrei-
nigungen durch die Einsatzschrotte sowie die Verbrennungsprozesse im Kupolofen und 
der thermischen Nachverbrennung in relevantem Umfang zu erwarten.   
Der Luftschadstoff Kohlenmonoxid entsteht ebenfalls durch die stattfindenden Verbren-
nungsprozesse unterschiedlichster Materialien und Brennstoffe. Auf Grund der Prozess-
technik kann eine Überschreitung der Anforderung daher nicht ausgeschlossen werden.  
Im Abgas einer thermischen Nachverbrennung von Kupolöfen dürfen die hier begrenzten 
Massenkonzentrationen für Kohlenmonoxid und Gesamtkohlenstoff insgesamt nicht 
überschritten werden. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.1 bis 3.4.4 
Grundsätzlich ergibt sich die Anforderung an die erstmalige und wiederkehrende Mes-
sung aus Nr. 5.3.2.1 TA Luft i. V. m. § 28 BImSchG.  
Der messtechnische Nachweis zur Einhaltung der unter Nebenbestimmung 3.3 festge-
setzten Emissionsbegrenzungen stellt sicher, dass die Anlage im Zustand höchster Emis-
sionen dem Stand der Technik entspricht und der Pflicht zur Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen gem. § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG der Betreiberpflichten entsprochen 
wird. 
Wiederkehrende Messungen werden auf Grundlage von Nr. 5.3.2.1 Abs. 5 TA Luft gefor-
dert. Da sich Anlagen im Betrieb, beispielsweise durch Verschleiß, verändern, soll mit 
dieser Nebenbestimmung sichergestellt werden, dass die Anlage auch dauerhaft die um-
weltrelevanten Anforderungen einhält. 
Die Anforderung zur Durchführung der Messungen durch eine nach § 29b BImSchG be-
kannt gegebene Stelle stellt sicher, dass die Messergebnisse objektiv, fachkundig und 
rechtlich verwertbar sind. Sie basiert auf Nr. 5.3.2.1 Abs. 1 TA Luft. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.5 
Die Errichtung entsprechender Messplätze und -strecken nach den Vorgaben der DIN 
EN 15129 dient der Durchführung einer repräsentativen und sicheren Emissionsmes-
sung. Die Nebenbestimmung entspricht den inhaltlichen Ausführungen der TA Luft unter 
Nr. 5.3.1. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.6 und 3.4.7 
Die Anforderung zur Durchführung der Messungen durch eine nach § 29b BImSchG be-
kannt gegebene Stelle stellt sicher, dass die Messergebnisse objektiv, fachkundig und 
rechtlich verwertbar sind. Sie basiert auf Nr. 5.3.2.1 Abs.1 TA Luft. 
Die Nebenbestimmung 3.4.7 begründet sich aus der DIN 15259 und gewährleistet, dass 
eine ordnungsgemäße Emissionsmessung durch die bekanntgegebene Stelle durchge-
führt werden kann. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.8 
Die konkretisierte Anforderung zur Erstellung eines Messplanes, welcher den Vorgaben 
der DIN EN 15259 entspricht, beruht auf Nr. 5.3.2.2 TA Luft. Hier wird die Möglichkeit 
eröffnet, eine Abstimmung mit der zuständigen Überwachungsbehörde zu fordern.   
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Mit der Nebenbestimmung wird lediglich eine kurzfristige Vorlage des ohnehin zu erstel-
lenden Messplans gefordert, um im Einzelfall eine Abstimmung einleiten zu können. Die 
Festlegung ebendieser Vorlage ist geeignet, eine repräsentative Emissionsmessung her-
beizuführen. Sie stellt zudem durch die nur im Einzelfall stattfindende Abstimmung das 
mildeste Mittel dar, um dieses Ziel zu erreichen. Unter anderem enthält der Messplan 
auch die Terminierung der Emissionsmessung. Die Festlegung zur Vorlage des Mess-
plans ist insgesamt verhältnismäßig und somit im Rahmen der Nr. 5.3.2.2 TA Luft zuläs-
sig. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.9 und 3.4.10 
Die Anforderungen zur Erstellung eines Messberichts über das Ergebnis der Emissions-
messungen begründen sich in Nr. 5.3.2.4 TA Luft. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.11 und 3.4.12 
Die Anforderung zur kontinuierlichen Messung der festgesetzten Luftschadstoffe ergibt 
sich aus Nr. 5.3.3.2 TA Luft.  
Bei Anlagen mit einem Massenstrom an staubförmigen Emissionen von mehr als 3 kg/h, 
hier mit 3,8676 kg/h vorliegend, sollen die relevanten Quellen mit den entsprechenden 
Messeinrichtungen zur kontinuierlichen Ermittlung der staubförmigen Emissionen ausge-
rüstet werden (quantitative Messeinrichtung). Die relevanten Quellen begründen sich im 
Messprogramm zu kontinuierlichen Messungen nach Nr. 5.3.3.1 TA Luft. Demnach ist 
eine Quelle als relevant zu betrachten, wenn ihre Emission u.a. mehr als 20% des ge-
samten Massenstroms der Anlage beträgt. 
An der Emissionsquelle Q 11011 (Kupolofen nach Entstaubung und thermischer Nach-
verbrennung) wird ein Massenstrom an staubförmigen Emissionen von 0,8604 kg/h emit-
tiert. Dies entspricht etwa einem Anteil von 22% am Gesamtmassenstrom der Anlage. 
Die Quelle ist als relevant einzustufen. 
Vergleichbares ist an der Emissionsquelle Q 11081 (Entstaubung Zentrale Schmelzan-
lage, Konverter und Gießmaschinen) festzustellen. Hier beträgt der emittierte Massen-
strom an staubförmigen Emissionen 0,8112 kg/h, dies entspricht einem Anteil von 21% 
am Gesamtmassenstrom, wodurch diese Emissionsquelle ebenfalls als relevant einzu-
stufen ist. 
Die Notwendigkeit der kontinuierlichen Ermittlung der Emissionen von Kohlenmonoxid an 
der Emissionsquelle Q 11011 begründet sich ebenfalls mit Nr. 5.3.3.2 TA Luft. Bei Anla-
gen, deren Emissionen an Kohlenmonoxid als Leitsubstanz zur Beurteilung des Ausbran-
des bei Verbrennungsprozessen einen Massenstrom von 5 kg/h überschreiten, sollen an 
den relevanten Quellen die Massenkonzentration der betroffenen Stoffe kontinuierlich er-
mittelt werden. Verbrennungsprozesse liegen sowohl im Kupolofen als auch in der ther-
mischen Nachverbrennung vor. Dabei dient vor allem die thermische Nachverbrennung 
dem Ausbrand von organischen Stoffen im Abgas. 
An der Anlage wird ein Gesamtmassenstrom an Kohlenmonoxid von 10,453 kg/h emit-
tiert. Ein Emissionsmassenstrom von 6,453 kg/h an der Emissionsquelle Q 11011 ent-
spricht dabei einem Anteil von 62%. Die Quelle ist somit auch hinsichtlich des Luftschad-
stoffes Kohlenmonoxid als relevant einzustufen. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.13 
Die Nebenbestimmung zur Ermittlung der Bezugsgrößen im Rahmen der kontinuierlichen 
Ermittlung von Emissionen richtet sich nach Nr. 5.3.3.3 TA Luft. 
 



___________________________________________________________________________________________________
____ Genehmigungsbescheid vom 14.04.2026; GZ.: 1060-43.2-53-a-2000-01-00020#2024-00001 Seite 36 von 42 

Zu Nebenbestimmung 3.4.14 und 3.4.15 
Die Anforderungen an die Mess- und Auswerteeinrichtungen ergeben sich auf Grund der 
Nr. 5.3.3.4 TA Luft. Diese Mess- und Auswerteeinrichtungen werden vom Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Bundesanzeiger veröffentlicht. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.16 bis 3.4.18 
Die Nebenbestimmungen zur Auswertung und Beurteilung der Messergebnisse begrün-
den sich in Nr. 5.3.3.5 TA Luft. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.4.19 bis 3.4.23 
Die Nebenbestimmungen zur Kalibrierung und Funktionsprüfung der Messeinrichtungen 
zur kontinuierlichen Messung der Emissionen begründen sich in Nr. 5.3.3.5 TA Luft.  
Vor jeder Kalibrierung ist grundsätzlich die oben beschriebene Funktionsprüfung durch-
zuführen. Die Kalibrierung der Emissionsüberwachungseinrichtungen soll eine statistisch 
gesicherte Aussage über den Zusammenhang zwischen den tatsächlich vorhandenen 
und den von der Emissionsmesseinrichtung angezeigten, registrierten und von Emissi-
onsdatenerfassungsgeräten gespeicherten Messdaten erbringen. 
 
Zu Nebenbestimmung 3.5 
Die Nebenbestimmung definiert eine Maßnahme zur effizienten Energienutzung bezogen 
auf die anfallende thermische Energie und begründet sich aus Nr. 5.2.11.2 TA Luft. Kon-
kret bezieht sich die Wärmerückführung hier auf die Vorwärmung der genutzten Verbren-
nungsluft im Kupolofen, dem sog. Heißwind. Das Ausschöpfen der Möglichkeiten zur Ef-
fizienzsteigerung der Vorwärmung gilt unter den technischen Rahmenbedingungen des 
Kupolofenprozesses. 
 
Zu Nebenbestimmung 4 
Mittels Schallausbreitungsrechnung wurde gezeigt, dass die Schallimmissionen der hier 
gegenständlichen neuen Trocken-Entstaubungsanlage mindestens 10 dB(A) unter den 
geltenden Richtwerten liegen. Die Trocken-Entstaubung trägt damit im Sinne der Nr. 
3.2.1 TA Lärm nicht relevant zur Gesamtimmission der Eisengießereianlage bei. Schäd-
liche Umwelteinwirkungen können daher durch die beantragte Anlagenänderung unter 
Berücksichtigung der weiteren anlagenbedingten Schallemissionen (Gesamtzusatzbe-
lastung) nicht hervorgerufen werden. Die Festlegungen zum Schallschutz basieren auf 
der Untersuchung der Schallimmissionen (Bericht Nr.:12186/22299/555041357-B01) der 
DEKRA Automobil GmbH vom 16.05.2024 und den zugehörigen Ergänzungen (Bericht 
Nr. 12186/22299/555041357-B01) vom 12.09.2024.  Dabei waren die vorgeschlagenen 
Schallschutzmaßnahmen der Ziffer 2 des Gutachtens festzuschreiben. Die Wirksamkeit 
der Schallschutzmaßnahmen kann erst nach deren Umsetzung im laufenden Betrieb er-
mittelt werden. Deshalb wurden entsprechende Nebenbestimmungen in den Genehmi-
gungsbescheid aufgenommen. Zur Absicherung der Prognose ist der Nachweis der Wirk-
samkeit der Schallschutzmaßnahmen im Betrieb erforderlich. 
 
Zu Nebenbestimmung 5 
Von negativen Auswirkungen durch Geruchsimmissionen ist bei den antragsgegenständ-
lichen Quellen Q 11081, Q 2021, Q 2022, Q 2031 und Q 2081 nicht auszugehen. Darüber 
hinaus muss durch die Schornsteinerhöhung von einer höheren Verdünnung und somit 
einer Verringerung der Geruchsimmissionen ausgegangen werden. 
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Bei der Quelle Q 11011 hingegen soll nach Nr. 5.2.8 TA Luft auf die Festlegung einer 
Geruchstoffkonzentration verzichtet werden, sofern die Verbrennungstemperatur der Ab-
gasreinigungseinrichtung mehr als 800 °C beträgt.  Daher wird die Mindesttemperatur der 
TNV im Bescheid festgeschrieben. 
 
Bauordnungsamt 
Die Baugenehmigung für die beantragten Maßnahmen wird in diesem Bescheid unter 
Beachtung der aufgeführten Nebenbestimmungen konzentriert. 
 
Zu Nebenbestimmung 6.1  
Die Pflicht zur Bescheinigung der Standsicherheit durch einen Prüfsachverständigen für 
Standsicherheit ergibt sich aus dem § 89 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 der HBO. 
 
Zu Nebenbestimmung 6.2 
Die Pflicht vor Baubeginn die bautechnischen Nachweise einzureichen ergibt sich aus 
§§ 69 Abs. 3 und 75 Abs. 4 HBO. 
 
Zu Nebenbestimmung 6.3 
Die Anzeigen für Baubeginn regelt § 75 Abs. 3 HBO. 
 
Oberflächengewässer: 
Das Flurstück zur o. g. Anlage befindet sich in der Nähe des Gewässers Dill. Diese besitzt 
ein amtlich festgesetztes Überschwemmungsgebiet, welches sich jedoch nicht über das 
Flurstück erstreckt. Gewässer und deren Uferbereiche bleiben von der Maßnahme unbe-
rührt. 
 
Trinkwasserschutzgebiete: 
Das o. g. Vorhaben liegt weder in einem Trinkwasser-, noch in einem Heilquellenschutz-
gebiet. 
 
Arbeitsschutz 
Es bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
Zu Nebenbestimmung 7.1 
Die Pflicht zur Erstellung und Fortschreiben einer Gefährdungsbeurteilung ergibt sich aus 
§§ 5 und 6 Abs. 1 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und § 3 Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV). 
 
Zu Nebenbestimmung 7.2 
In arbeitsschutzrechtlichen Gesetzen und Verordnungen wird das Erstellen von Betriebs-
anweisungen gefordert (§ 12 ArbSchG, § 12 BetrSichV). 
 
Zu Nebenbestimmung 7.3 
In der BetrSichV werden Schutzmaßnahmen bei Betriebsstörungen sowie die entspre-
chende Unterweisung der Beschäftigten gefordert (§§ 8, 11 i. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 3 
BetrSichV). In § 10 BetrSichV werden Instandhaltungsmaßnahmen an Arbeitsmitteln ge-
fordert, um den sicheren Zustand eines Arbeitsmittels zu erhalten. Für die Instandhaltung 
sind zudem Maßnahmen zu treffen, die eine sichere Durchführung dieser Arbeiten ge-
währleisten. 
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Regionalplanung 
Maßgeblich für die raumordnerische Bewertung des Vorhabens sind die Vorgaben des 
Regionalplans Mittelhessen 2010 (RPM 2010). Dieser legt für das Werksgelände der vR 
production (DUKTUS) gmbh als Vorranggebiet Industrie und Gewerbe Bestand fest. Ge-
mäß Plansatz 5.3-1 (Z) dienen diese Gebiete zur Sicherung der für die Entwicklung der 
Wirtschaft benötigten, geeigneten Flächen. Dementsprechend sind dort die Errichtung 
und der Betrieb von der Industrie bzw. dem Gewerbe dienenden Gebäuden und Anlagen 
grundsätzlich zulässig. Gleiches gilt zudem auch für sämtliche Anpassungen des Ge-
bäude- und Anlagenbestandes. Demensprechend ist das Vorhaben der vR production 
(DUKTUS) gmbh mit diesen Festlegungen des RPM 2010 vereinbar.  
 
Zum Schutz der in den Vorranggebieten Siedlung Bestand ansässigen Bevölkerung sol-
len gemäß Plansatz 6.2-1 (G) bestehende Belastungen durch Immissionen beseitigt bzw. 
nach dem Stand der Technik auf ein Mindestmaß reduziert und zusätzliche Belastungen 
verhindert werden. Die zum Standort der Gussputzerei in Gebäude Nr. 20 auf dem 
Werksgelände der vR production (DUKTUS) gmbh nächstgelegene Wohnbebauung der 
Wetzlarer Kernstadt befindet sich rund 500 m in südlicher sowie jeweils rund 800 m in 
westlicher und östlicher Richtung entfernt. Eine unzulässige Belastung der Wohnbevöl-
kerung, v.a. durch Lärm und Luftschadstoffe, ist somit nicht pauschal auszuschließen. 
Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass die vorhandene Entstaubungsanlage der 
Gussputzerei, einschließlich des hieran angeschlossenen Schornsteins, als Quelle für 
Lärm und Luftschadstoffe unverändert bestehen bleiben soll. Laut der dort enthaltenen 
Prognose der Geräuschemissionen bzw. -immissionen bzw. der im Zuge dessen ange-
wandten Formel ist davon auszugehen, dass beim Betrieb der Entstaubungsanlage auch 
die Richtwerte der TA Lärm für Wohn- und Mischgebiete sowohl am Tage als auch bei 
Nacht eingehalten bzw. unterschritten werden. Entsprechend ist nicht mit einer unzuläs-
sigen Lärmbelastung zu rechnen. Weiterhin werden, gemäß den dort wiedergegebenen 
Messergebnissen der Luftschadstoffemissionen bzw. -immissionen, auch die Grenzwerte 
der TA Luft für Gesamtstaub eingehalten bzw. unterschritten. Demnach entspricht die 
Entstaubungsanlage diesbezüglich dem Stand der Technik und gewährleistet, dass die 
Luftschadstoffkonzentration in der Abluft des Schornsteins auf das zulässige Maß redu-
ziert wird. Obgleich besagte Messungen bei alleinigem Betrieb der Putzstraße 1 vorge-
nommen wurden, sind diese jedoch mit Blick auf den regulären Werksbetrieb als reprä-
sentativ anzusehen, sodass folglich auch bei zusätzlichem Betrieb der Putzstraßen 2 und 
3 keine unzulässige Luftschadstoffbelastung zu erwarten ist. Im Ergebnis sollten durch 
das Vorhaben somit keine schädlichen Auswirkungen auf den Menschen zu besorgen 
sein, sodass diesen Festlegungen des RPM 2010 ebenfalls Rechnung getragen wird. 
 
Aus regionalplanerischer Sicht bestehen somit keine Bedenken bzw. Einwände gegen 
dieses Vorhaben.  
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Bauleitplanung 
Der Standort der Entstaubungsanlage befindet sich innerhalb des Werksgeländes der vR 
production (DUKTUS) gmbh. Der gesamte Standort ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Stadt Wetzlar als gewerbliche Baufläche dargestellt. Ein Bebauungsplan existiert 
für das östlich der Dill gelegene Werksgelände nicht. Insofern richtet sich die Beurteilung 
des Vorhabens nach den Vorschriften der §§ 34 und 35 BauGB. 
Aus bauleitplanerischer Sicht werden keine Einwände gegen die Genehmigung der Ent-
staubungsanlage geltend gemacht. Städtebaulich sind die Maßnahmen zu begrüßen, da 
die Reduzierung der Staubemissionen die angrenzenden Wohnsiedlungsgebiete in den 
Stadtteilen Niedergirmes und Hermannstein entlastet. 
 
Oberirdische Gewässer und Hochwasserschutz 
Die Firma vR production (DUKTUS) gmbh, Wetzlar betreibt auf dem Flurstück 201/4, Flur 
1, Gemarkung Wetzlar eine Eisengießerei mit Nebenanlagen. Die dazu zählende Ent-
staubungsanlage wurde am Standort bereits im Jahr 1987 errichtet und soll unverändert 
betrieben werden. Wesentliche bauliche Änderungen sind nicht vorgesehen. 
Das Betriebsgelände grenzt westlich unmittelbar an die Gewässerparzelle der Dill an. 
Das Gelände liegt außerhalb von amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebieten 
nach § 76 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Fläche befindet sich jedoch in ei-
nem Überschwemmungsgebiet gemäß § 76 Abs. 1 WHG. Es handelt sich hierbei um ein 
Gebiet, dass bei extremen Hochwässern (HQ extrem) der Dill überschwemmt werden 
kann. Die Abgrenzung der Überflutungsfläche kann dem Hochwasserrisikomanagement-
plan (HWRMP) Lahn entnommen werden. Die Hochwasserrisikomanagementpläne sind 
öffentlich auf den Internetseiten des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt 
und Geologie (HLNUG) unter dem Link https://www.hlnug.de/themen/wasser/hochwas-
ser/hochwasserrisikomanagement einsehbar. 
Da keine wesentlichen baulichen Änderungen an den Bestandsgebäuden vorgesehen 
sind, bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
Abfall 
Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken. Der beim Betrieb der Anlage anfallende 
und in den Antragsunterlagen beispielsweise im Formular 9/1 dargestellte Abfall ist hin-
sichtlich seiner Abfalleinstufung plausibel. 
 
Naturschutz 
Mit dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren wird die Errichtung einer 
Entstaubungsanlage für die bestehende Gussputzerei beantragt. 
Die Anlage wird innerhalb des Werksgelände an einem bestehenden Gebäude (Halle 
Nord) auf voll versiegelten Flächen errichtet und betrieben. 
Das Werksgelände bzw. der Anlagenstandort wird in dem rechtskräftigen Flächennut-
zungsplan der Stadt Wetzlar (Stand: 19.01.2024) als „Gewerbliche Baufläche Bestand“ 
gemäß § 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt. 
Mit dem Vorhaben sind i. S. d. § 14 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) keine 
Maßnahmen verbunden, die eine Veränderung der Gestalt oder Nutzung von Grundflä-
chen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels erwarten lassen. Eine Beeinträchtigung der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes kann ausgeschlossen 
werden. 
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Mit dem Vorhaben sind daher keine Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden. Eine 
Eingriffsgenehmigung nach § 17 Abs. 1 BNatSchG ist nicht erforderlich. 
Für das beantragte Vorhaben wird das Benehmen im Sinne des § 17 Abs.1 BNatSchG 
hergestellt. 
Gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 25 Hessisches 
Naturschutzgesetz (HeNatG) sind von der Planung nicht betroffen. Eine biotopschutz-
rechtliche Zulassung ist nicht erforderlich. 
Der Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebiets „Auenverbund Lahn-Dill“ liegt ca. 60 
m westlich des geplanten Anlagenstandortes. 
Aufgrund der vorhandenen Vorbelastungen durch das bestehende Werksgelände sowie 
die voraussichtlich von der Anlage ausgehenden Wirkungen sind keine Beeinträchtigun-
gen zu erwarten, die den Schutzzielen der Verordnung entgegenstehen. 
Das Vorhaben berührt keinen Genehmigungstatbestand nach § 3 der Landschaftsschutz-
verordnung. 
Im Wirkbereich der geplanten Anlage liegen keine Vogelschutz- oder FFH-Gebiete. 
Nach den Ergebnissen der vorliegenden Antragsunterlagen sind mit der Errichtung und 
dem Betrieb einer Entstaubungsanlage keine Wirkungen oder Handlungen zu erwarten, 
die den Bestimmungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG entgegenstehen. 
Die Anlage wird im Bereich eines bestehenden und versiegelten Werksgeländes errich-
tet. 
Ein zusätzliche Flächeninanspruchnahme ist nicht erforderlich. 
Artenschutzrechtliche Belange sind von dem Vorhaben nicht berührt. 
Damit bestehen aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
 
Zusammenfassende Beurteilung  
 
Gemäß § 6 BImSchG in Verbindung mit den §§ 5 und 7 BImSchG ist die Genehmigung 
zu erteilen, wenn unter Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt ins-
gesamt  

• schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht her-
vorgerufen werden können, 

• Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebli-
che Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch 
die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen,  

• Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwer-
tende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt wer-
den,  

• Energie sparsam und effizient verwendet wird,  

• der Betreiber seinen Pflichten bei Betriebseinstellung nachkommen wird und  

• andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Er-
richtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.  

 
Die Prüfung des Antrags durch die Genehmigungsbehörde sowie die eingeholten Stel-
lungnahmen haben ergeben, dass die oben genannten Voraussetzungen nach den §§ 5 
und 6 BImSchG unter Berücksichtigung der unter Abschnitt V. aufgeführten Nebenbe-
stimmungen erfüllt sind und damit Beeinträchtigungen durch die betreffende Anlage nicht 
zu erwarten sind.  



___________________________________________________________________________________________________
____ Genehmigungsbescheid vom 14.04.2026; GZ.: 1060-43.2-53-a-2000-01-00020#2024-00001 Seite 41 von 42 

Die gemäß § 12 BImSchG unter Abschnitt V. aufgeführten Nebenbestimmungen stützen 
sich insbesondere auf das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), das Arbeits-
schutzgesetz (ArbSG), das Baugesetzbuch (BauGB), die Hessische Bauordnung (HBO), 
Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz (HaltBodSchG) sowie den in DIN-Vor-
schriften, VDI-Richtlinien und sonstigen anerkannten technischen Regeln niedergelegten 
Vorschriften. Sie dienen dem Immissions- und Arbeitsschutz, dem Brandschutz und der 
allgemeinen Sicherheit sowie dem Boden- und Grundwasserschutz.  
Sie sind teilweise auch aus Gründen der Klarstellung erforderlich und ergänzen insoweit 
die Festlegungen in den Antragsunterlagen, soweit diese auslegungsfähig waren.  
 
Die beantragte Genehmigung war unter den oben genannten Voraussetzungen zu  
erteilen. 
 
 

VII. Kostenentscheidung 

 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1, 11 und 14 des Hessischen 
Verwaltungskostengesetzes (HVwKostG). Die Gebührentatbestände folgen aus § 2 
HVwKostG in Verbindung mit der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich 
des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, Jagd 
und Heimat (HVwKostO-MLU). Die Kostenfestsetzung ergeht in einem gesonderten Be-
scheid. 
 
 

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden beim: 

Verwaltungsgericht Gießen 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
 
 
Anhang 
 
Hinweise 
Antragsunterlagen 
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Hinweise: 
 
Wassergefährdende Stoffe: 

• Die in der Gussputzerei betriebenen Hydraulikaggregate sind gemäß der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in die 
Gefährdungsstufe A einzustufen. Der Betreiber hat eigenverantwortlich zu prüfen, 
ob die Grundsatzanforderungen gemäß § 17 AwSV eingehalten werden. 

 
Ausgangszustandsbericht (AZB) und Rückführungspflicht 

• Bei zukünftigen Anträgen auf Änderungsgenehmigung ist gemäß § 4a Abs. 4 der 
9. BImSchV erneut zu prüfen, ob in der Anlage neue relevante gefährliche Stoffe 
(rgS) verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, ob auf weiteren Bereichen des 
Anlagengrundstücks mit rgS umgegangen wird und ob dadurch eine Pflicht zur 
Ergänzung des AZB entsteht. 

• Liegt bei Einstellung des Betriebes im Vergleich zum festgelegten Ausgangszu-
stand eine erhebliche Boden- oder Grundwasserverschmutzung durch rgS vor, 
besteht die Rückführungspflicht der Betreiberin gemäß § 5 Abs. 4 BImSchG. 

• Bei der Erstellung der Unterlagen zur Betriebseinstellung (UzB) kann eine gut-
achterliche Bewertung mit Einzelfallbetrachtung erforderlich sein. 

• Die Maßnahmen und die Berichterstellung sollten durch die Einbeziehung eines 
sach- und fachkundigen Gutachters, wie zum Beispiel nach § 18 BBodSchG an-
erkannte Sachverständige oder mit vergleichbaren adäquatem Leistungsbild 
durchgeführt werden. Die zuständige Behörde kann auf Grundlage der Anord-
nungsbefugnis nach § 17 Abs. 1 BImSchG eine Vorlage der entsprechenden In-
formationen fordern und die Maßnahmen zur Rückführungspflicht anordnen. 

 
Arbeitsschutz 

• Auf die Bestimmungen der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), insbeson-
dere zu erforderlichen Prüfungen von Arbeitsmitteln (z.B. Sicherheitseinrichtun-
gen, elektrische Anlagen, etc.) sowie die Unfallverhütungsvorschriften (BGV) und 
Richtlinien der zuständigen Berufsgenossenschaft (BGR, BGI) wird hingewiesen. 

 
Immissionsschutz 

• Bisherige Messverpflichtungen bleiben unberührt. 
 
Bauordnung 

• Die Technischen Baubestimmungen nach § 90 HBO sind zu beachten. 


